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Zur Geschichte und Kritik der österreichischen 
Bankozettelperiode. 



Von Dr. Adolph Wagner, Professor an der Handelsakademie in Wien. 



Erster Artikel. 

In der Mitte dieses Sommers sind gerade hundert Jahre seit 
der ersten Emmission eines Papiergelds in Oesterreich verflossen. 
Der gegenwärtige Zeitpunkt ist also wohl geeignet, einen Rück- 
blick auf die Geschichte dieses Papiergelds zu werfen, wie man 
diess ja auch sonst bei dem huntertjährigen »Jubiläum« einer 
wichtigen Einrichtung zu thUn pflegt. Zwar ist das ursprüngliche 
Papiergeld längst verschwunden, aber noch heute lassen sich in 
dem Zustande des österrereichischen Geldwesens die Nachwirkungen 
der früheren Papiergeldausgaben deutlich nachweisen. Die Ge- 
schichte der k. k. privil. Nationalbank ist die Fortsetzung der Ge- 
schichte des österreichischen Staatspapiergelds. Die »Banknoten« 
dieser Bank sind dem Wesen nach, wenn auch unter anderer 
Form und anderem Namen, nicht sehr verschieden von dem ur- 
sprünglichen Staatspapiergelde, den Bankozetteln. Ja sie 
bilden von dieser und von der zweiten Auflage derselben, den 
Einlösungs- und Anticipationsscheinen, der sogen. 
Wienerwährung, gewissermaassen die dritte Auflage. Zu 
den grössten Uebeln, unter welchen Oesterreichs Finanzen und 
Staatscredit , seine Volkswirthschaft , ja seine Cultur gegenwärtig 
leidet, gehört ohne Zweifel der zerrüttete Zustand seines Geld- 
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wesens, die Entwerthung und der schwankende Curs der Bank- 
noten. Dieses Uebel rührt aber, soviel auch die Ereignisse seit 
dem J. 1848 zu seiner Verschlimmerung beigetragen und die 
etwaige Möglichkeit einer allmäligen Heilung verhindert haben, 
in letzter Linie doch aus den Operationen zum Behufe der Ein- 
ziehung der Wiener Währung mittelst stets einlösbarer Banknoten 
her. Diese schon aus den ersten Jahren des Bestehens der 
Nationalbank datirenden Operationen legten den Keim zu dem 
späteren elenden Geschicke des Bankinstituts. Die Geschichte des 
älteren österreichischen Staatspapiergelds hat daher nicht blos ein 
antiquarisches, sondern ein praktisches Interesse auch noch 
im Jahre 1861 und wir fürchten leider, noch für längere Zeit. 
Davon abgesehen bietet die Bankozettelperiode Gelegenheit zu 
sehr nützlichen Vergleichungen mit der Gegenwart. Eine ernstere 
Mahnung, so lange es nur noch irgend möglich ist, an die Her- 
stellung des Geldwesens Alles zu setzen, und eine drohendere 
Warnung, hiermit nicht zu zögern und sich nicht stets mit 
Palliativmaassregeln zu begnügen, als die aus der Geschichte der 
Bankozettel zu ziehenden Lehren, gibt es nicht. 

Namentlich aber gewähren die von Zeit zu Zeit versuchten 
Operationen zur Abhilfe gegen die Folgen einer übermässigen 
Ausgabe eines uneinlösber gewordenen Papiergelds und die be- 
rühmten oder berüchtigten Patente von 1810 und 1811 reiches 
Material zur Erörterung einiger volkswirtschaftlicher und recht- 
licher Principienfragen, über welche die Ansichten noch immer 
ziemlich diflferiren. An diese Fragen knüpft sich ein eben so 
grosses wissenschaftliches, wie praktisches Interesse. Beide Ge- 
sichtspunkte sind für die Darstellung im Folgenden maassgebend 
gewesen. Die geschichtliche Skizze hält sich namentlich an die 
einzelnen legislativen Acte, welche auf die Vermehrung und Ver- 
minderung des Papiergelds von Einfluss waren, weil eben diese 
Acte einer Kritik unterzogen werden sollen. Eine nähere stati- 
stische Analyse der durch die Papiergeldwirthschaft verursachten 
Preisrevolution, also auch eine specielle Beantwortung der Frage 
nach den Ursachen der Papiergeldentwerthung und des wechseln- 
den Grads derselben wurde nicht beabsichtigt, doch mussten diese 
Fragen mehrfach principiell berührt werden, weil, unserer Ansicht 
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nach, von ihrer Beantwortung theilweise auch das Urtheil über 
die Maassregeln zur Abhilfe einer zu grossen Papiergeldzirculation 
und anderseits über die volkswirthschaftlich und rechtlich wenigst 
bedenkliche Methode, ein solches zerrüttetes Geldwesen wieder 
herzustellen, mitbedingt wird. Ich muss dabei offen bekennen, 
dass ich mich in diesen Preisfragen grossentheils an die Beobach- 
tungen halte, welche ich darüber in der Gegenwart unter dem 
jetzt in Oesterreich herrschenden Papiergeldsysteme anstellte. 
Soweit ich mich überzeugen konnte, überschätzt man die Grösse 
des Einflusses der Entwerthung des Papiergelds auf die Preise 
der Güter, und namentlich täuscht man sich über die Art, den 
Umfang und die Schnelligkeit, mit welchen sich jener Einfluss 
in den Waarenpreisen zeigt. Die darüber aufgestellten theoretischen 
Sätze, wie sich der Prozess der Preissteigerung als Wirkung 
einer Entwerthung des gesetzlichen Circulationsmittels vollzieht, 
sind oft vollkommen richtig, aber in den Schlussfolgerungen für 
die Praxis, welche man daraus zieht, wird ein Sprung gemacht. 
Wo die Theorie von einer Tendenz der Entwicklung, Bewe- 
gung spricht, nimmt die Praxis gar zu leicht diese Entwicklung 
als bereits vollständig vollzogen und als genau in 
dem und dem numerischen Verhältnisse vollzogen an. 
Daraus entspringt denn ein unvermeidlicher Conflict mit den That- 
sachen, so dass die Anwendung eines theoretisch richtigen, aber 
eben nur bedingsweise zu treffenden Satzes, — wenn das, 
und das, und das so und so ist u. s. w., dann — im concreten 
Falle leicht zu grossen Ungerechtigkeiten führen kann. Ich komme 
auf die Fragen, welche ich hier im Auge habe, namentlich bei 
der Besprechung des Patents von 1811 zu reden. Schlüsse, 
welche für das gegenwärtige Papiergeldsystem richtig sind, lassen 
freilich noch keine ganz genaue Uebertragung auf die Banko- 
zettelperiode zu. Allein immerhin darf man die gefundenen 
Principien auf diese frühere Periode anwenden, und braucht 
nur der Verschiedenheit der untergeordneten, nebensächlichen 
Verhältnisse, insbesondere auch des quantitativen Moments 
(Maasse des Papiergelds, Grad der Entwerthung gegen Edel- 
metallgeld) Bechnung zu tragen. 

Leider fliessen die Quellen über die Bankozettelperiode nicht 
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sehr reichlich and das, was dargeboten wird, verlangt oft eine 
vorsichtige Kritik bei der Benützung. Die gesetzgeberischen Acte 
kann man zwar aus den offiziellen Gesetzsammlungen kennen 
lernen, aber vollständig ist das Material selbst hierin nicht ent- 
halten, indem oft wichtige principielle Bestimmungen nicht auf dem 
regelmässigen Wege des Gesetzerlasses getroffen, sondern durch 
die Verwendungen blosser Verwaltungsbehörden eingeführt und 
dann später vom Gesetze wohl als bereits rechtsbeständig an- 
genommen wurden. Thunlichst sind für den wichtigsten Theil 
unserer Darstellung, eben für die legislativen Acte, die Gesetz- 
und Verordnungssammlungen benuzt worden, doch musste mit- 
unter in nichtoffiziellen Werken eine Ergänzung gesucht werden. 
Noch mehr zu wünschen übrig lässt der historisch-statistische 
Stoff, weleher über die Bankozettelzeit vorhanden ist. Hieran ist 
das frühere System strenger Geheimhaltung aller auf die Finanzen 
sich beziehenden Daten vornemlich schuldig. Einige Anhaltspunkte 
gewähren wohl einzelne Gesetze. Manches Andere ist im Laufe 
der Zeit in halboffiziellen und sonstigen Werken bekannt gewor- 
den. Aber der Lücken sind ausserordentlich viele vorhanden 
und die Mittheilungen sind oft unkritisch oder unverständlich in 
der dargebotenen Fassung. Man muss die Einzelheiten häufig 
aus vielen verschiedenen Büchern zusammensuchen. Das Beste 
und zuverlässigste bieten die verschiedenen Schriften des Bitters 
von Hauer, denen in Ermangelung anderer Daten oft allein 
gefolgt werden muss '). 

I. Erste Ausgabe und weitere Vermehrung des Papiergelds 

bis zum Aufhören der Baarzahlungen um d. J. 1796. 

17G1 — 179G. 

Die erste Idee zur Einführung von Papiergeid ging in Oester- 
reich im J. 1759 von dem damaligen Hofkammerpräsidenten für 
die Erbländer, dem Grafen von Singendorf aus. Die indirecte 
Veranlassung dazu lag in der wachsenden Schwierigkeit der 
Herbeischaffung der Geldmittel für die Führung des Kriegs gegen 
Preussen. Mit Hülfe dieses Papiergeldes sollte ein Staatsanlehen 

1) Beiträge zur Geschichte der österr. Finanzen v. J. Ritter v. Hauer. 
Wien 1848. 
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anticipirt und durch Emission kleiner Appoints auch die minder 
wohlhabenden Klassen in den Stand gesetzt werden, sich an 
einem solchen Anlehen zu betheiligen. Zu diesem Zwecke wurde 
bei der Aufnahme eines Anlehens von 18 Mill. fl. unter dem 
30. Juni 1761 , also nunmehr gerade vor 100 Jahren, die Be- 
stimmung getroffen, dass ein Betrag von 7 Mill. fl. durch die 
Emission sogenannter Zahlungsobligationen oder Coupons, 
d. h. einer Art zu6°/o verzinslichen Papiergelds aufgebracht 
werden sollte. Diese Coupons, garantirt, wie das ganze Anlehen, 
von den böhmisch - österreichischen Ständen (Becess. v. 25. Juli 
1761), lauteten auf 25 und 100 fl., waren vom 1. Juli 1761 
dalirt und wurden von den öffentlichen Kassen zum Tagescurse, 
d. h. zum Baarwerth mit Zuschlag der inzwischen aufgelau- 
fenen Zinsen an Zahlungsstatt angenommen. Was auf diese 
Weise nicht binnen fünf Jahren einging, sollte baar zurückgezahlt 
werden. Ein Patent vom 8. Mai 1762 erhöhte den Betrag der 
Zahlungsobligationen auf 10 Mill. fl. Im Laufe der nächsten Jahre 
wurden aber alle diese Coupons durch mehrfache Kundmachungen, 
zuletzt von 1766, aufgekündigt und heimgezahlt. 

Mit einem eigentlichen Staatspapiergelde, welches permanent 
einen Bestandteil der Circulation ausmachen soll — vom Zwangs- 
curs dabei ganz abgesehen, — hatte man es hier also noch nicht 
zu thun. Das Anlehen in Zahlungsobligationen war ähnlich dem 
ein Jahrhundert später aufgelegten ein sogen. Steueranlehen, 
nur ist es sehr characteristisch, dass die Bedingungen, zu welchen 
es im J. 1761 mitten im siebenjährigen Kriege aufgebracht wurde, 
wesentlich günstiger sind, wie die des Anlehens v. 18. Jan. 1861. 

Inzwischen war bereits ein principiell wichtiger weiterer 
Schritt auf der einmal betretenen Bahn gemacht worden. Durch 
Patent vom 15. Juni 1762 war die Hinausgabe eines baarver- 
zinslichcn Papiergeldes im Betrage von 12 Mill. fl. angeordnet. 
Das waren die sogen. Bankozettel, so geheissen, weil sie 
als Schuld des bekannten Wiener Stadt-Banko aufgefasst 
wurden. Die Wiener Bank war damals schon längst eine blosse 
Staatsschuldencasse, mit rein fingirter Selbständigkeit, formell ge- 
trennter Geschäftsführung, Bechnungs- und Cassenwesen, welcher 
die mannigfaltigsten Gefälle u. s. w. zur angeblichen besonderen 

Zeitschr. f. Staatsw. 1861. IV. Heft. 38 
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Sicherung überwiesen waren. Die auf ihr inscribirten Bank- 
schulden waren so gut gewöhnliche Staatsschulden, wie 
die bei der Hofkammer und der Kupferamtshauptkasse , bei der 
die Bergwerkserträgnisse eingingen, haftenden, und blieben 
auch noch von der übrigen Staatsschuld getrennt, als die letz- 
tere insgesammt auf die 1763 gegründete Universal - Staats- 
schuldencasse übertragen wurde '). Die Bankoobligationen hatten 
übrigens, trotz der rein formellen besseren Sicherung, einen 
etwas grösseren Credit im Publikum, wie sich noch bis zum 
Schlüsse des Jahrhunderts in dem günstigeren Curse ausspricht. 
Sie genossen zudem manche besondere Privilegien, permanente 
Steuerfreiheit 1 ), u. A. m., das war wohl der Grund, das neue 
Papiergeld auf den Stadt-Banko zu inscribiren. Sonst haben die 
Bankozettel mit der eigentlichen Banknote nur das gemein gehabt, 
dass sie einlösbar waren, sie waren ein Staatspapiergeld in jeder 
anderen Hinsicht, vom Zwangscurs abgesehen, wovon noch die 
Rede sein wird. 

So wurden sie namentlich gleich auf die dem eigentlichen 
Staatspapiergelde charakteristische Weise in den Verkehr gebracht, 
nemlich auf dem Wege der Auszahlung an den öffentlichen 
Kassen für Besoldungen u. s. w. Der Zweck der Emission war, 
die Mittel zur Bestreitung der Kriegskosten zu erhalten. Die 
Bankzettel lauteten auf 100, 50, 25 bis bereits herab auf den 
bedenklich niedrigen Betrag von 10 und 5 fl. und datirten vom 
1, Juli 1762. Die Einrichtungen und Anordnungen, um sie im 
Verkehr gesucht und al Pari mit Silbergeld zu erhalten, zeigen 
von einer richtigeren Einsicht in die Gesetze des Verkehrs und 
Geldwesens, als man sie der damaligen Zeit und den österreichi- 
schen Finanzmännern zutrauen möchte. Einmal konnten die 
Bankozettel auf Verlangen sofort gegen 5°/o Bankoobligationen 
ausgetauscht werden, wo dann die eingehenden Beträge vernichtet 



1) Eine gedrängte Skizze der Entwicklung und sonstigen Verhältnisse 
der Siteren österreichischen Staatsschuld bis 1811 habe ich in einem Auf- 
satze in A. Kolatschek's Monatschrift „Stimmen der Zeit" zu geben 
gesucht, vgl. Marzheft 1860, bes. S. 277—288. 

2) Deshalb sind die alten Bankoobligationen auch noch jetzt von der 
Couponssteuer vom 28. April 1859 befreit. 
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werden sollten. Es war also eigentlich wieder nur auf die rasche 
und billige Unterbringung eines Anlehens abgesehen, und verhielt 
es sich mit den Bankozetteln des Jahres 1762 ganz ähnlich, 
wie mit den venetianischen Amplien, welche im Betrage von 
20 Mill. fl. zur Anticipation des 1859er Zwangsanlehens von der 
österreichischen Regierung «mittirt und ebenfalls bei den Ein- 
zahlungen auf dasselbe wieder angenommen wurden, um alsdann 
vernichtet zu werden. In beiden Fallen war nicht auf die Crei- 
rung eines regelmassigen Papierumlaufmittels an der Stelle von 
MUnze Bedacht genommen. Praktisch wichtiger und als Beweis 
richtiger theoretischer Anschauungen noch interessanter war die 
nicht nur gestattete, sondern theilweise gebotene Verwen- 
dung der Bankzettel zur Steuerzahlung. Die Bankozette] 
wurden nemlich an allen öffentlichen Kassen bis zur Hälfte 
der zu leistenden Zahlungen, Abgaben u. s. w. an Zahlungsstatt, 
wie baares Geld, angenommen und von den dem Wiener Stadt- 
Banko zugewiesenen Gefällen musste sogar ein Drittel in 
Bankozetteln berichtigt werden. Die »Theorie der Steuerfundation« 
für Papiergeld ist also nicht eben etwas Neues und kann wenig- 
stens für Oesterreich nicht, wie es wohl geschehen ist, als 
Ei des Columbus hingestellt zu werden. Diese doppelte Möglich- 
keit der Benutzung und endlich vor Allem der geringe Total- 
betrag der Emission, schwerlich viel über 5 Procent des dama- 
ligen Circulationsmittelbedarfs des Landes, erhielten die erste 
Bankozettelausgabe gut im Vertrauen, so dass die Bankozettel 
zeitweilig selbst ein Agio von 1 — 2°/o gegen Silbermünze ge- 
nossen. Die bekannten Vortheile des Papiergelds, die Sicherung, 
wie Hauer mit Recht hervorhebt, welche sie gegenüber dem da- 
mals so oft minder gewichtigen Silbergeide gewährten, machten 
sie im Verkehre beliebt. Eine eigentliche Verpflichtung des 
Staats, sie an den Kassen gegen baares Geld einzulösen, bestand 
nicht. Doch fand die Einlösung, wie es scheint, oft Statt; Zwangs- 
curs für Zahlungen unter Privaten war den Bankozetteln nicht 
beigelegt. Die Rückströmung des Papiergelds zum Emit- 
tenten war übrigens doch nicht unbedeutend; zur Umwechslung 
in Obligationen wurden bei sinkendem Zinsfusse, woran die Be- 
endigung des Kriegs den Hauptantheil hatte, die Papiergeldemission 

38* 



584 Zur' Geschichte und Kritik 

aber wohl auch nicht ganz unbetheiligt war '), in zwei Jahren 
7 MAL fl. B.-Z. benutzt, so dass die in Umlauf befindliche Menge 
sich bald wesentlich verringerte. 

Die weitere Entwicklung ist besonders deshalb so interessant, 
weil sie die Gefahren, den Lockungen des ersten Erfolgs mit der 
Staats-Papiergeldemission zu widerstehen, zeigt. Das Mittel, dem 
Staate leicht und zinsenlos Geld zu verschaffen, erschien bald 
ausserordentlich probat. Der neue Hof Kammerpräsident , Graf 
Hatzfeld, arbeitete auf Grund der gemachten Erfahrungen so- 
gar schon einen Plan aus, um für Kriegszeiten in umfänglicherem 
Maasse von der B.-Z. Emission Gebrauch zu machen. Einstweilen 
aber entschloss man sich, auch im Frieden schon andauernd die 
B.-Z.- Ausgabe zur Ersparung verzinslicher Anleihen auszunutzen. 
Das Patent vom 1. August 1771 verfügte eine erneute Ausgabe 
von 12 Mill. fl. B.-Z., die bereits nicht mehr nach Belieben 
in verzinsliche Bankobligationen zu convertiren waren, und sich 
daher dauernd an der Stelle und neben der Silbermünze als 
Bestandteil der Circulation erhielten. Insofern ist das Jahr 1771 
dasjenige, in welchem in Oesterreich Papiergeld definitiv ein- 
geführt wurde. Von da an bis auf die Gegenwart hat der Kaiser- 
staat nicht mehr aufgehört, direct oder indirect, in grösserem 
oder geringerem Maasse, den Credit mittelst der Papiergeld- 
ausgabe auszunutzen, Beweis genug, wie leicht man in ein 
solches System hinein, wie schwer man wieder heraus kommt! 
Die politische Geschichte Oesterreichs und Europas , viel Grosses 
und Ruhmvolles knüpft sich mit an die Geschichte des österr. 
Papiergelds, welches einem armen Staate die Mittel zu den lang- 
wierigsten Kriegen der neuern Geschichte und endlich zum Siege 

1) Der vielfach bestrittene oder sehr unterschätzte Einiluss einer 
plötzlichen starken Vermehrung der Geldmenge, sei es Edelmetall- oder 
Papiergeld, auf eine zeitweilige Herabdrückung des Zinsfasses für 
Darlehen, besonders für Darlehen auf kurze Zeit, des Discontos, lässt 
sich angesichts der neueren Erfahrungen, z. B. 1852 in England betreffs des 
Goldes, und 1859 in Oesterreich betreffs des Papiergelds, nicht wohl läug- 
nen, und ist auch sehr wohl zu erklären. Ein grosser Theil der neuen 
Geldmenge bildet momentan eine Erhöhung des allgemeinen Darlehens- 
fonds des Landes. Die Verhältnisse in Oesterreich i. J. 1859 sind beson- 
ders lehrreich. Darüber ein anderes Mal mehr. 
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über eine der reichsten und mächtigsten Nationen gewährte. 
Aber die furchtbar einschneidende Verletzung aller materiellen, 
moralischen und geistigen Interessen der Bevölkerung war die 
Folge dieser rücksichtslosen Ausbeutung der Papiergeldemission 
und die Aufrechthaltung eines Staat und Volk dem Rande des Ab- 
grunds nahe bringenden politischen Systems hängt ebenfalls mit 
der Papiergeldwirthschaft auf's Engste zusammen. Nach neunzig 
Jahren hat es die letztere, mit welcher allen Zusagen zuwider 
noch niemals ernstlich gebrochen wurde, zu einer Zer- 
rüttung des öffentlichen Credits und der Finanzen zu bringen 
gewusst, auf welche zwar viele andere Factoren mit hingewirkt 
haben, doch aber kaum ein anderer von so schädlichem Einflüsse 
war, wie eben die Ausnutzung der Staatspapiergeldausgabe, einer 
Zerrüttung, welche in der neueren Geschichte fast einzig da steht. 
Bis zum Ausbruche der Revolutionskriege ging allerdings 
Alles gut, und die Gesammtsumme der B.-Z. blieb immer noch 
trotz der allmäligen Vermehrung in vernünftigen Grenzen. Ein 
Patent v. 1. Juni 1785 verordnete die gänzliche Einziehung der 
stark abgenutzten alten B.-Z. von 1771 , und die Hinausgabe 
neuer, datirt v. 1. Nov. 1784, aber bereits im Betrage von 
20MH1. fl. Die Fortdauer und Erhöhung der Emission ward mit 
dem Hinweis auf die Beliebtheit der B.-Z., der Thatsache, dass 
man oft den Ansprüchen der Leute welche baares Geld gegen 
Zettel hingeben wollten, nicht genügen könne, endlich mit der 
Erweiterung des Umlaufsgebiets durch Hereinziehung von Galizien, 
Lodomerien, Ungarn und Siebenbürgen motivirt, wo die gegen- 
wärtige Summe dem Bedürfniss nicht mehr genügen könne, und 
deshalb nach Verhältniss des Bedürfnisses erhöhet 
werden müsse. Von den auszufertigenden 20 Mill. sollte der 
Betrag von 3,850,000 fl. in 5 fl.-Zetteln, der von 2,050,000 fl. 
in 10 fl.-, von 2,550,000 in 25 fl.-, ebensoviel in 50 fl.-, endlich 
je 3 Mill. in 100, 500 und 1000 fl.-Zetteln emittirt werden, also 
in einem Verhältniss, welches zweckmässiger Weise die Silber- 
münzcirculation in den unteren Verkehrskreisen noch ziemlich 
erhielt. Aus diesen und anderen Einzelheiten geht hervor, dass 
man damals sehr wohl einsah, wie man die Papiergeldemission 
reguliren müsse. Die Einrichtungen zum Zwecke der Fundirung 
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der B.-Z. verrathen ebenfalls durchweg Einsicht und Verständniss, 
wie man es gegenwärtig kaum in diesem Maasse rühmen kann. 
Schon 1771 war die Bestimmung getroffen, dass der ganze Be- 
trag der Leistungen und Zahlungen an's Aerar in B.-Z. berich- 
tigt werden könne. Gleichzeitig aber hielt man für nöthig, so- 
bald das Papiergeld einmal dauernd in Umlauf bleiben sollte, die 
Gelegenheit zur Versilberung der B.-Z. nach dem Willen des In- 
habers möglichst bequem und leicht zu machen. Die hierauf 
hinzielenden Vorschriften können heute noch der Nationalbank bei 
dermaleinstiger Baarzahlungsaufnahme als Muster empfohlen werden. 
Man begnügte sich nicht, wie in den Gesetzen von 1858, mit 
der Errichtung einer Einlösungskasse in Wien allein, sondern 
errichtete deren gleichzeitig in den Hauptorten der Provinzen, wo 
meistens die Bankalämterkassen, oder andere Steuerkassen oder 
auch ganz neue Bankzettelkassen mit der Hinausgabe von B.-Z. 
gegen Geld und Geld gegen B.-Z. beauftragt wurden. Solche 
Kassen bestanden zu Prag, Brunn, Linz, Graz, Klagenfurt, Lai- 
bach, Triest, Ofen, Kaschaü, Fiume, Hermannstadt und Lemberg. 
Von der Bankzettelhauptkasse in Wien aus wurden jene Kassen 
mit B.-Z. und nach Bedürfniss mit baarem Gelde versorgt, damit 
die Einlösung der Zettel und die Hinausgabe derselben gegen 
Geld stets ohne Verzögerung vor sich gehen könne. Einrich- 
tungen wurden ferner getroffen, dass die Provinzialkassen im Falle 
eines ungewöhnlichen Andrangs binnen 14 Tagen oder spätestens 
binnen drei Wochen mit Zetteln oder Münze wieder gehörig versehen 
sein sollten. Von den früheren Bestimmungen war eine dahin 
erweitert, dass alle Gefällszahlungen an den Stadt-Banko, die den 
Betrag von 10 fl. erreichen, mindestens zur Hälfte in B.-Z. 
entrichtet werden müssen. Ausdrücklich war die Annahme 
der Zettel in Zahlungen von Privaten an Private freiwillig, 
wie bisher und nach Jedes Willkühr C§ 7 des Pat. v. 1. Juni 1785). 
Kurz eine Beihe trefflicher Bestimmungen, Ohne deren Erfüllung 
auch heute Oesterreich sich niemals wieder eines geordneten 
Geldwesens erfreuen wird. 

Noch i. J. 1785 wurde auch in Mailand eine Einwechslungs- 
kasse errichtet, um die Verbreitung der B.-Z. in der Lombardei 
zu befördern. In Betreff der Höhe der Emissiort schritt man 
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bald schon etwas unvorsichtig weiter. Bereits i. J. 1788 erfolgte, 
ohne besondere Ankündigung, eine neue Ausgabe von 10,942,0000., 
1794 eine weitere von 7,740,000 fl., nach Vernichtung von 
2,013,770 fl. abgenützter B.-Z. Das Patent v. 19. Aug. 1796 
verfügte die allmälige Ersetzung aller alten durch neue B.-Z., 
nannte aber bezeichnend genug, die Höhe der neu zu e mit- 
tlren den Summe nicht, sprach nur im Allgemeinen von einem 
Mangel an B.-Z., wegen Zutritts der westgalizischen Provinzen, 
was die Absicht einer Vermehrung der Emission andeutet, auch 
fehlte in dem Gesetze die ausdrückliche Beifügung, dass die B.-Z. 
unter Privaten keinen Zwangscurs hätten, ohne dass dieser 
übrigens ausgesprochen wurde. Sonst waren die Vorschriften, 
z. B. in Betreff der Dotation der Kassen mit baar Geld u. s. w. 
noch ganz dieselben, für Schlesien wurde in Troppau und für 
Westgalizien in Krakau eine neue Einlösungscasse errichtet. Der 
Ton des Gesetzes v. 1796 klingt im übrigen schon etwas kate- 
gorischer in Hinsicht der Verwendung von B. Z. in Zahlungen an 
das Aerar und von demselben. Schon früher scheint die Annahme 
von B.-Z. in Zahlungen des Aerars auch für Private wenigstens 
factisch unweigerlich gewesen zu sein, wie es z. B. in 
der Verordnung v. 1785 über die Einführung der B.-Z. in der 
Lombardei hiess, bei den königl. Kassen dürfe kein Einwohner die 
B.-Z. abweisen. In § 4 des Pat. v. 19. Aug. hiess es jetzt, »da 
die- B.-Z. baares Geld vorstellen, — müssen sie — ebenso wechsel- 
seitig in allen Aerarialzahlungen an Jedermann abgegeben werden." 
Da indessen die B.-Z. gleich zur Einlösung präsentirt werden konn- 
ten, so war es, wie bei den meisten unserer Zettelbanken, es fand 
nur die Rechnungsführung in Bankvaluten Statt. Im J. 1796 wurden 
die B.-Z. auch in Tyrol eingeführt, die Errichtung einer Umwechs- 
lungskasse in Insbruck aber einstweilen nur in Aussicht gestellt 
(Patent v.l. Sept. 1796). 

Hit dem J. 1796 endet die gute Zeit des österr. Papiergelds. 
Da man auch neuerdings wohl wieder Pläne für die Regulirung 
des Papiergelds vorgeschlagen hat, bei welchen die Verhältnisse 
in der früheren Zeit der B.-Z. mit als Begründung figuriren, so 
wollen wir kurz das Wesen der älteren B.-Z. in einigen Sätzen 
zusammenfassen. 
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1. Die B.-Z. in den Jahren 1771 (oder 1762) bis 1796 
waren kein eigentliches Papiergeld im wissenschaftlichen 
Sinne des Wortes. Denn sie hatten keinen Zwangscurs 
und waren nicht un einlösbar, man kann sie also eigent- 
lich nicht „Geld" nennen. Deshalb darf man die mit den B.-Z. 
gemachten Erfahrungen nicht auf eigentliches, uneinlösbares und 
mit Zwangscurs umlaufendes Papiergeld anwenden. 

2. Die B.-Z. der genannten ersten Periode unterschieden sich 
von den Banknoten wesentlich dadurch, dass sie, gleich dem 
eigentlichen Papiergelde, in Zahlungen nicht in Darlehen 
hinausgegeben wurden. Unter übrigens gleichen Umständen lag 
bei den B.-Z. nicht, wie bei den Banknoten, die Präsumtion 
vor, dass sie zur Befriedigung eines Bedürfnisses nach ver- 
mehrten Circulationsmitteln dienten, sie traten daher wohl in 
Wirklichkeit leichter förmlich an die Stelle eines Theils Metall- 
münze und verdrängten diesen aus dem Verkehr, als dies bei 
den Banknoten nothwendig der Fall sein muss 1 ). Insofern bot 
die Creirung eines auf Credit basirten Umlaufsmittels, wie es die 
B.-Z. waren, für die Erhaltung eines geordneten Geld- und Münz- 
wesens weniger Garantieen, als Banknoten gethan hätten. Bei 
der Wahl zwischen einlösbarcm Staatspapiergelde und Banknoten 
wird man daher immer sich für die letzteren zu entscheiden haben. 

3. Die älteren B.-Z. erhielten ihre Fundirung zum Theil 
dadurch, dass man eine künstliche Nachfrage nach ihnen durch 
die Erlaubnis s, sie zur Steuerzahlung zu verwenden, und durch 
das Gebot, sie dazu bis zu einem gewissen Betrage verwenden 
zu müssen, schuf, — wenn man diese Anordnungen „Fundi- 
rung" nennen will. Diese Bestimmung hat vom Standpunkte des 
Rechts aus ihre Bedenken. Denn wenn einmal die Währung 
gesetzlich feststeht, so müssen die in Geld verlangten Abgaben 
doch auch stets in Geld entrichtet werden können. Jedenfalls 
aber hat der Steuerzahler doch nur die Verpflichtung so und so- 
viel Münze zu zahlen, also die und die Gewichtsmenge Gold oder 
Silber. Wenn aber Bestimmungen, wie die angeführten, dem Papier- 
geld ein Agio gegen Münze verschaffen, so muss der eine oder 



1) Vgl. meine Beiträge z. Lehre v. d. Banken (Lpz. 1867) S. 120 u. ff. 
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andere Steuerzahler eventuell selbst mehr zahlen, als er recht- 
lich eigentlich verpflichtet ist, und dieses Plus an Steuern vertheilt 
sich nicht einmal gleichmässig unter Alle. Insofern verstösst jene 
Anordnung gegen die Grundregeln bei der Besteuerung. 

4. Selbst wenn man sich über dies kleine Bedenken hinweg- 
setzt, was aber heut zu Tage um des Prinzips Willen nicht 
geschehen sollte, so beweist die ältere Geschichte der B.-Z., dass 
man die „Steuerfundation" nur auf relativ kleine Summen 
Papiergelds glaubte anwenden zu dürfen und dass man sie auch 
dann nicht für allein ausreichend hielt. Auch die Ge- 
schichte der B.-Z. rechtfertigt daher ebensowenig, wie die aus 
andern Ländern angezogenen Erfahrungen, die neuerdings gerade 
für das österr. Geldwesen aufgestellte Behauptung, dass auf die 
„Steuerfundation" hin eine irgend erheblichere Summe Papier- 
gelds emittirt werden dürfe, ohne dass noch andere Kautelen, 
das Papiergeld al Pari mit Münze zu erhalten, nothwendig wären. 
Ein numerisches Verhältniss, wie viel Noten auf Steuerfundation 
ohne Gefährdung ausgegeben werden dürfen, lässt sich über- 
haupt nicht, wie z. B. L. Stein es gefunden haben wiH, und 
vollends nicht aus der Geschichte der B.-Z. aufstellen. 

5. Die älteren B.-Z. waren ihrem Wesen nach, gleich den 
Banknoten, trockene Sichtwechsel des Staats mit Blancoindossament- 
Zahlungsversprechen auf eine bestimmte, jeden Augenblick vom 
jeweiligen Inhaber zu erhebende Geldsumme. Sie hatten nur 
solange, als sie wirklich auf Verlangen sofort eingelöst werden 
konnten, vollen Credit und cursirten al Pari mit Münze. Sie 
verloren am Kurse, sobald sie nicht mehr leicht eingelöst werden 
konnten. Der Staat hielt die Bestimmung, dass sie bloss an 
einem Orte der Monarchie versilbert werden könnten, für un- 
genügend, und er sah ein, dass eine beschränkte Emission 
im Interesse des Credits der B.-Z. liege, weil er dann die stete 
Einlösbarkeit sicherer verbürgen könne. Sofortige und leicht 
zu erlangende Einlösung und Beschränkung der Menge 
auf einen immerhin auch für damalige Verhältnisse kleinen 
Betrag, das waren daher auch früher die beiden Hauptgrundsätze, 
deren Befolgung die B.-Z. im Pari des Nennwerths mit Münze 
hielten. Will man auf diese Grundsätze verzichten, so passen alle 
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Argumente ans der älteren Geschichte der B.-Z. nicht auf davon 
ganz verschiedene Verhältnisse einer Papiergeldemission. 

6. Die B.-Z. hatten ursprünglich, ähnlich wie die Bank- 
noten, eine th eil weise Deckung in einem Baarfonds, welcher 
zur jederzeitigen Einlösung der B.-Z. parat gehalten wurde. Allein 
im übrigen hatten sie, im Gegensatz zu den Banknoten, keine 
specielle weitere Deckung und es kam Alles auf die Grösse 
des Baarfonds allein und auf die Fähigkeit des Staats, letzte- 
ren jeder Zeit in NothfäUen zu vergrössern, an. Hierin lag die 
Schwäche des B.-Z.-Systems gegenüber einem Banknotensystem. 
Der Staat hatte die Zettel in Zahlung ausgegeben, die Bank 
erhält eine Forderung, weil sie nur Darlehen gewährt, der 
Staat entbehrte deshalb des Vortheils dessen, was man die regel- 
mässige Rückströmung der Bankschuldscheine genannt hat, 
die Bank kann durch Realisirung ihrer Ausstände (Activa), die 
Noten „hereinbekommen", der Staat moss daher auch einen viel 
grösseren Baarschatz haben, als die Bank, und kann ihn doch 
gleichzeitig viel schwieriger erhöhen, als jene, der Staat endlich 
kann sich durch Zurückziehung seiner Zettel weniger helfen, als 
die Bank, weil er in der Regel genöthigt ist, sie gleich wieder 
in Zahlungen hinauszugeben, und am Allerwenigsten in kritischen 
Momenten die ihm jetzt doppelt nöthigen Zahlungsmittel anderswo 
herzunehmen vermag. 

7. Die ältere Geschichte der B.-Z. spricht daher für ein 
System einlösbaren Papiergelds und gegen ein System unein- 
lösbaren mit Zwangscurs umlaufenden; sie spricht aber anderseits 
gegen ein Staatspapiergeld überhaupt und für ein eigentliches 
Banknotensystem. In letzterer Hinsicht dementirt sie namentlich 
die Behauptung derer, welche bei der Deckung der Banknoten 
alles oder auch nur das Hauptgewicht auf den Baarfonds 
legen, aber anderseits auch den Vorwurf derer, welche den An- 
hängern der bankmässigen Deckung der Noten den Irrthum im- 
putiren, als schrieben diese nur dem Baarfonds Bedeutung zu und 
als folge daraus die Unhaltbarkeit des ganzen Banknotensystems, 
weil ja nach Aller Uebereinstimmung der Baarfonds niemals die 
genügende Höhe, nämlich die gleiche mit dem Notenumlauf, haben 
könne. Der Baarfonds ist ein wichtiges, aber nur eines 
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der Elemente, welches die stete Einlösbarkeit der Noten verbürgt 
Das Wesentliche ist die richtige Vertheilung der die 
Deckung der Noten bildenden Activa in Baarschätze und solide, 
leicht realisirbare Forderungstitel. 

H Die Papiergeldvermehrung und die Scheidemünzwirren bis 
zur Liquidation von 1811. 1796— 1811. 

Beim Ausbruch der grossen kostspieligen Revolutionskriege 
wurde es bei der geschilderten Natur der Bankozettel bald un- 
möglich, auch nur die bisherige Menge derselben einlösbar zu 
erhalten. Dazu kam aber jetzt die grosse und rasche Vermehrung 
der B.-Z. hinzu, zu der man zur Deckung der gewachsenen 
Staatsbedurfnisse, angesichts der Schwierigkeit, die ordentlichen 
Einnahmen rasch und bedeutend genug zu erhöhen und den 
Credit, besonders den schon früher für die österr. Finanzen so 
wichtigen auswärtigen ferner umfangreich zu benutzen, schreiten 
zu müssen glaubte. Nun gerieth Credit und Curs der B.-Z. so- 
fort in's Wanken. Schon 1791 werden einzelne Klagen wegen 
Erschwerung der Einlösung der Zettel laut, 1796 werden die 
Kassen stark überlaufen, je näher die Kriegsgefahr kommt, um 
so heftiger wird der Andrang, die Einlösung geräth oft, be- 
sonders in den Provinzen, längere Zeit in's Stocken, 1797 hört 
sie factisch meist schon ganz auf. Die Behörden empfehlen 
Anfangs, hinterher gebieten sie die Annahme der B.-Z. auch 
im Publicum im Pari mit Baargeld. Eigentlich offen und klar 
ausgesprochen im Gesetze ist der Zwangscurs nicht, er 
wurde mehr durch die factische Lage der Dinge und die Erlasse 
der Verwaltungsbehörden eingeschmuggelt, wie Tebaldi richtig 
bemerkt. Wir kommen darauf zurück. 

Unter der wachsenden Emission und dem stärkeren Dispari 
zwischen Zetteln und Münze verschwand die leztere bald ganz 
aus dem Umlauf, wie in allen Fällen einer Art doppelter Währung, 
worunter der eines entwertheten Papiergelds im Parizwangscurse mit 
der Silbermünze subsumirt werden kann. Mit dem nominellen Steigen 
der fremden Wechselcurse und des Disagios der B.-Z. ging bald 
sogar das Verschwinden der geringhaltig ausgeprägten Scheide- 
münze Hand in Hand, trotz der immer schlechteren Ausprägung 
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derselben und der strengen, dem Zeitgeiste entsprechenden, frei- 
lich selbst im Jahre 1860 noch erneuerten Verbote des Agiotirens 
mit Scheidemünze. Das Patent vom 15. Mai 1800 verfügte noth- 
gedrungen die Ausgabe von 1 und 2 fl.-Zetteln und besiegelte 
damit die Zerrüttung des Geldwesens. Unmittelbar vor, während 
und nach den Kriegen war die Vermehrung des Zettelumlaufs 
natürlich am Stärksten. Der Versuch, die ausserhalb der Grenzen 
operirenden österr. Heere nur mit Bankzetteln zu versehen und 
diesen auch in der Fremde eine Art Zwangscurs zu geben, z.B. 
1805 in Baiern, scheiterte. Man musste Silber beschaffen und 
drückte dadurch den Curs des Papiergelds noch tiefer herab. 
Umgekehrt waren die feindlichen Invasionen dem Credit der B.-Z. 
vollends verderblich. Als dann Provinz auf Provinz verloren ging, 
strömten die Zettel in grossen Summen auf einmal in die übrig 
bleibenden Lande, besonders nach Wien zurück, wo sie rasch 
realisirt werden sollten und daher das Silberagio noch stärker 
und plötzlicher empor trieben. In den abgetretenen Provinzen 
wären überall gleich kurze Präclusivtermine, nach deren Ablauf 
die B.-Z. nicht mehr in Zahlung angenommen zu werden brauch- 
ten, festgesetzt worden. Die Einwirkung des zur Realisirung 
zurückströmenden Papiergelds auf dessen Curs war analog der, 
welche sich im letzten Winter 1860/61 in Folge der Einführung 
des Zwangscurses für die Banknoten im lombard. venet. Verwal- 
tungsgebiet gezeigt hat (Verordn. v. 27. Dec. 1860), wo die 
Italiener das in Zahlung empfangene Papiergeld möglichst gleich 
zur Versilberung um jeden Preis nach Wien emittirten und vor- 
züglich hierdurch das Silberagio in den ersten Wochen des 
laufenden Jahres von 40 auf über 50°/o trieben. Man kann sich 
die viel stärkere Einwirkung auf den Silbercurs bei den Verhält- 
nissen im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts demnach leicht 
erklären. 

Die Entwerthung der B.-Z. gab sich nach und nach auch 
in einem immer allgemeineren Steigen der Preise vieler Güter kund, 
was dann von selbst zu um so grösseren neuen Zettelemissionen 
führte, damit der Staat auch nur dieselben grossen Bedürf- 
nisse für das Heer zu den gestiegenen Preisen befriedigen konnte. 
Theuerungszulagen an die Beamten u. s. w. forderten ebenfalls 
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grössere Geldeinnahmen. Während zuerst noch ein offenbarer 
Kausalnexus zwischen der Papiergeldausgabe und dein Geldbe- 
dürfniss für die Kriege hervortritt, und in den Bewegungen des 
B. - Z. - Umlaufs sich die politische Geschichte des Kaiserstaats 
wiederspiegelt, muste man später zur permanenten Fabrikation 
des Papiergelds übergehen, je weniger die schon um der gestiegenen 
Preise willen stark vergrösserten Ausgaben durch die nominell 
gleich gebliebenen oder weniger gestiegenen Einnahmen zu decken 
waren. Mit jedem Friedensschluss ward die Umlaufsumme 
dauernd erhöht, Campo-Formio hinterliess etwa 150, Lüneville 
340, Pressburg 450, Wien 860 Mil). fl. Binnen des nächsten 
Friedensjahres stieg die Summe um weitere 200 Mill., bis auf 
10B0 Mill. Der Curs überschritt im December 1810 1200 fl. 
B.-Z. für 100 (I. Silber und bewegte sich in kurzer Zeit in Sprün- 
gen von hunderten von Gulden auf und nieder. Der Gulden 
Papiergeld galt also zeitweilig nicht 8 Kreuzer Silbermünze. 
Man war bei dem natürlichen Ausgange einer solchen Finanz- 
wirthschaft angelangt, es blieb kaum mehr etwas anderes übrig, 
als Liquidation, Reduction des Nennwerths der B.-Z. 
Die Anmerkung enthält einige nähere statistische Daten über 
die Bewegungen des B.-Z-Umlaufs '). 

Unter diesen grossen Papiergeldmassen circulirten weitere 
hunderte Millionen einer schlechten Scheidemünze, deren Aus- 
prägung beim steigenden Silberargio unvermeidlich ward. Nach 
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dem Konventionsmfinzfuss vom 21. Sept. 1753 war auch die 
kleine Silbermünze, bis herab auf die 3 Kreuzerstücke vollwichtig, 
d. h. die Mark f. S. zu 20 fl. ausgeprägt worden. An diesen 
kleinen und mittleren Silbermttnzen zeigte sich schon im Winter 
1794/95 Mangel, was der beste Beweis ist, dass damals das 
Papiergeld bereits ein Disagio zu bekommen anfing. Das Hof- 
decret vom 20. April 1795 vertilgte zur Abhülfe dieses Mangels 
die Ausprägung von 12- und 6-Kreuzerstücken, in einer bloss 
für den unumgänglichen Bedarf bestimmten Menge, 
aber als Scheidemünze, und zwar zum Fuss von 48 fl. 
auf die Mark f. S., und das H. D. vom 26. Nov. 1800 bestimmte 
auch die Prägung von 24 Kreuzerstücken zu demselben Fusse. 
Diese Scheidemünze musste im gemeinen Handel und Wandel 
bei jeder Privatzahlung, wie bei allen öffentlichen Abgaben u. s. w. 
zum Nennwerth unweigerlich angenommen werden. Damit 
war also 1795 schon ein Zwangscurs, und noch dazu für Scheide- 
münze und ohne Limitirung des Betrags, angeordnet, nur war in 
dem betreffenden Decret dieses Jahres die Wiedereinziehung. 
dieser Scheidemünze, wenn sich die kleine Conventionsmünze 
wieder in erforderlicher Menge eingefunden haben würde, in 
Aussicht gestellt, so dass alsdann das Publikum keinen Verlust 
hätte. Wie bald man sich nicht mehr an die Grenze des Bedürf- 
nisses hielt, zeigen die später folgenden Daten über die Höhe 
der Ausprägung, 1800 und 1801 allein für 66'/» Mill. fl. 6- und 
12-Kreuzerstücke. Die 24- und 6 - Kreuzerstücke sind durch 
Resolution vom 15. Aug. 1801 wieder einberufen und bis Ende 
1801 ausser Curs gesetzt worden. Statt ihrer sollten 7- und 
seit 1802 auch 8 V* -Kreuzerstücke zum Münzfuss von 28 fl. 
p. M. f. geprägt werden, deren Ausmünzung mit d. J. 1804 aber 
ebenfalls aufhörte. Bei einem Agio von über 140 mussten sie 
also auch verschwinden. Später hat man, um dies zu verhüten, 
ihren Werth auf 12, resp. 14 Kr. (13. Febr. 1809) und auf 
18, resp. 22 V» Kr. in B.-Z. (19- Dec. 1809) erhöhet und sie 
hierzu aus dem Umlauf gezogen. Letzterer Valvirung lag die 
Berechnung eines Agios von 360 zu Grunde. Die Gesammt- 
prägung dieser Silber-Scheidemünze nach dem 48 und 28 fl.-Fuss 
war enorm, um das Jahr 1802 betrug der Umlauf davon einen 
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Nennwerthbetrag von nahezu 150 Mill. fl., welcher zu dem B.-Z.- 
Umlauf hinzugerechnet werden darf). Die daneben noch Statt 
findende Prägung einiger anderer Silber-Scheidemünzsorten, nach 
verschiedenen Münzfüssen, war unbedeutend. Der grosse Münz- 
gewinn, welcher sich wesentlich nach der Differenz zwischen 
dem K. M.- und dem jedesmaligen Scheidemünzfusse berechnet, 
und z.B. für die Jahre 1795 — 1805 von v. Hauer für die Silber- 
scheidemünze auf 70 Mill. fl. angegeben wird, war natürlich illusorisch, 
da der Staat die Münze zum Nennwerth auch wieder in Zahlun- 
gen annehmen, resp. sie dazu ausser Umlauf setzen musste. 

Noch frappanter sind die Verhältnisse der Kupfer Scheide- 
münze. Man hatte sich 1760 entschlossen, fortan nur Scheide- 
münze aus purem Kupfer zu prägen, und zwar sollte der 
Centner Kupfer im damaligen Werthe von 40 — 45 fl. bei Kreu- 
zern zu 82, Gröscheln zu 84, halben Kreuzern zu 87, bei 
Pfennigen und Viertelkreuzern zu 100 fl. ausgebracht werden. 
Dabei sollte die Prägung nur nach Maassgabe des Erfordernisses 
und keineswegs in zu grosser Menge Statt finden. Diese Scheide- 
münze war an den öffentlichen Kassen, und von Jedermann im 
gemeinen Handel und Wandel anzunehmen, jedoch zu grösse- 
ren Zahlungen so wenig verwendbar, wie die bisherige Scheide- 
münze (Pat. v. 27. Sept. 1760). Die Prägung betrug bis 1779 
4,854,679 fl. In diesem Jahre 1779 wurde der Münzfuss der 



1) Die Prägung betrug: 

Scheidemünze zu 12 Kr. I 1795—1802. ( . . . . 108,489,920 fl. 

Desgleichen zu 6 Kr. j « 48 fl. p. M. j . . . . 8,246,078 „ 

Desgl. su 24 Kr. a 48 fl. p. H., in 1801. .... 9,615,290 , 

Summ» 121,860,288 „ 

Darin war enthalten M. f. S 2,628,181 „ 

im Werthe nach dem 20 fl. Fuss ron 50,662,620 „ 

Gewinn, ohne Abzug der Prigekosten 70,787,668 „ 

Scheidemünze zu 7 Kr. 1801—8 1 ffl . „ ) . . 42,819,590 „ 

Desgl. zu 8 1 /« Kr. 1802—3 j P ' j. . 6,760,968 „ 

Summa 48,080,548 , 

Darin enthalten M. f. S 1,717,162 , 

Im Werthe nach dem 20 fl. Fuss von . . . . 34,848,240 „ 

Gewinn 13,737,805 fl. 

Vergl. S. Buch er, d. österr. Hunswesen, I, 1. S. 208 u. a. m. 
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Kupfermünze allgemein auf 120 fl. p. Centner erleichtert, weil 
die bisherige Münze sich wegen ihrer Schwere etwas unbequem 
und der Transport zu kostspielig erwies. (Anordn. v. 8. October 
1779.) Das Scheidemünzwesen des Landes hatte sich bis zu den 
grossen Revolutionskriegen in gutem Zustande befunden. Im 
J. 1799 hielt man es aber für nöthig zur Erleichterung und 
grösseren Bequemlichkeit des inneren Verkehrs eine „vcrhältniss- 
mässige Menge" Groschen (3 Kreuzer) von Kupfer, und zwar 
zu 164 fl. den Centner zu prägen (Hofdecr. v. 10. Juli 1799). 
Bald darauf wurde auch die Prägung von 6 Kr. Stücken aus 
Kupfer, zu 426 2 /s fl. der Centner angeordnet und der Fuss für 
die Groschen auf 320 fl. p. Centner festgesetzt. (H. D. vom 
7. Decemb. 1799.) Die Ausprägung der älteren Kupfermünze 
im 120 fl.-Fuss hörte auf. Die im 164 fl.-Fuss geprägten Gro- 
schen wurden wieder einberufen. Durch H. D. v. 1. August 1800 
ward der Fuss für die einfachen Kreuzerstücke auf 2137s fl. 
gestellt. Die Münzstätten lieferten enorme Summen von diesem 
schlechten Kupfergelde. Trotzdem wurde auch diese Münze, je 
mehr die B.-Z. entwertheten, mit Aufgeld aufgekauft. Die stren- 
gen Verbote wider das Agiotiren mit Scheidemünze, wider die 
Ausfuhr derselben u. s. w. nützten wenig, vergebens schärfte das 
Circular v. 5. Nov. 1805, v. 28. Juni 1806 u. A. m. die Be- 
stimmungen des Patents v. 12. Oct. 1801 von Neuem ein. Die 
französische Occupation des Landes nöthigte sogar in Wien zur 
vorübergehenden Ausgabe von 12- und 24 - Kreuzer -Mün z- 
zetteln, welche dem Magistrate bis zum Betrag einer Million 
Gulden gestattet wurde, nachdem der Mangel an Ausgleichungs- 
mitteln für den kleinen Verkehr unerträglich geworden war. 
Diese Zettel wurden an den städtischen Kassen in Zahlung an- 
genommen, beliebig gegen B.-Z. eingewechselt und ausgegeben, 
auch hatten sie Zwangscurs. unter Privaten. (Kundmach, des 
Hofcommissärs Grafen Wiban und des städt. Magistrats von Wien 
vom 8. Nov. 1805.) Nach dem Abzug der Franzosen fand die 
Einberufung dieser Münzzettel binnen eines. Termins von 4 Wochen 
statt (Kundmach. y. 7. Febr. 1806.) Im folgenden Jahre 1807 
sah man sich angesichts des immer grösseren Mangels an 
Zahlungsmitteln zu Ausgleichungen unter einem Gulden genöthigt, 
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mit der Verschlechterung des Kupfermünzfusses noch einen grossen 
Schritt weiter zu gehen. Das H. D. vom 25. März 1807 ver- 
fügte die Prägung von sogen. Bankozettellheilungsmünzen 
aus Kupfer, zu 30 und 15 Kreuzer, diese zu 10G6 2 /s fl., jene 
zu 1600 fl. den Centner, was auf die Entwerthung der B.-Z. 
einen Rückschluss erlaubt. Auch auf diese Münzen wurden die 
allgemeinen, für Scheidemünze geltenden Bestimmungen ange- 
wendet, das neue Kupfergeld wurde zu Steuerzahlungen u. s. w. 
angenommen und von den öffentlichen Kassen verausgabt, hatte 
für Privatzahlungen Zwangscurs, die Agiotage- und Ein- und Aus- 
fuhrverbote galten für dasselbe ebenfalls. Der Verkehr musste 
sich mit dem unbequemen Zahlungsmittel behelfen, das allein für 
den Transport bedeutende Ausgaben verursachte. Es waren 
damals ähnliche Inconvenienzen, wie sie im Sommer 1859 und 
wiederum im Spätherbst 1860 sich zeigten, als das hohe Silber- 
agio die Silbersechser, welche zu 24 und später zu 28 fl. auf 
die Mark f. S. geprägt sind, vertrieb, einmal zum Export nach 
Baiern, wo sie zu 6 Kreuzer rhein. cursirten, und man also nur 
wenig über 14 Procent verlor, mithin gegen das Agio ansehnlich 
gewann, sodann bei noch höherem Agio selbst in den Schmelz- 
tigel. Auch da erfolgten eine Zeitlang die kleineren Zahlungen 
in 10, 20, 30 Kupferkreuzerrollen, bis die Münzzettel emittirt 
wurden. Gleiche Ursachen führten 1860 zu gleichen Wirkungen, 
wie 1807. 

Die Ausprägungen von allen diesen Kupfermünzen sind ganz 
ausserordentlich gross gewesen. Es lässt sich aber schwer genau 
sagen, wie viel davon im Ganzen zu einer bestimmten Zeit in 
Umlauf war , weil die kaum erst ausgegebenen Münzen oft bald 
wieder umgeprägt wurden, so dass die in Umlauf befindliche Summe 
doch jedenfalls wesentlich geringer war, als man aus der Grösse 
der binnen einer gewissen Zeit statt gefundenen Prägungen 
schlicssen würde. Die Gesammtprägung von Kupfermünzen, wo- 
runter auch einige Millionen fl. für das venetianische Gebiet 
u. a. m., betrug vom März 1792 bis 1. Nov. 1802 32 % vom 
1. Nov. 1802 — 1812, mit Ausschluss der im letzten Jahre ge- 
prägten Wiener- Währungskupfermünzen, 136 Mill., zusammen also 

Zeitschr. f. Staatsw. 1861. IV. Heft. 39 
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168 */s Mill. fl. x ). Der nominelle Gewinn hieran war fast zwei 
Drittheile dieser Summe. Im Ganzen darf man den zu Beginn 
des Jahres 1811 umlaufenden Betrag Kupferscheidemünze wohl 
auf 150 Mill. fl., und den entsprechenden Belauf an Silberscheide- 
münze auf die nemliche Summe veranschlagen, so dass zu den 
ca 1000 Mill. fl. B. Z. 300 Mill. Scheidemünze, in freilich sehr 
verschiedenen Münzfüssen geprägt, hinzu zu rechnen sind. 

Die Hauptergebnisse der Periode von 1796 bis 1811 sind 
nach dem vorherigen : 

1. Eine nur in den Jahren 1802 — 4 unterbrochene, sonst 
stetige , endlich fast in geometrischer Progression vor sich gehende 
Vermehrung der Bankozettel. 

2. Eine, mit d. J. 1795 beginnende, mit 1799 massenhaft 
werdende Ausprägung einer schlechten Silberscheidemünze. Trotz 
der gesetzlichen Zusagen, dass die Ausprägung nur auf das vor- 
handene Bedürfniss nach Ausgleichungsmitteln für den Kleinver- 
kehr beschränkt bleiben sollte, arbeiteten die Münzstätten weiter, 
weil die Silberscheidemünze beim steigenden Agio verschwand, 
bald aber, weil der Staat auch dies Mittel, um sich nur Geld zu 
verschaffen, benützte. Insoferne war dann die Vermehrung der 
schlechten Scheidemünze nur eine andere Form, um, wie durch 
die Papiergeldemission, ein Anlehen auf die Umlaufsmittel des 



1) Die besonders in Betracht kommende leichtere Kupfermünze 
wurde in folgenden Summen geprägt: 

3-Kreuzerstücke (Groschen) zu 164 fl. per Centner in 1799 und 

1800 547,772 fl. 

Dsgl. zu 320 fl. d. Centner, 1800— 1811 .... 16,293,179 „ 
6-Kreuzerstücke (Doppelgroschen) zu 426 8 /s fl. der 

Cntr. 1800—1807 67,078,680 „ 

15-Kreuzerstücke zu 1066*/» fl. d. Cntr., 1807—11 . 21,483,533 „ 
30-Kreuzerstflcke zu 1600 fl. d. Cntr. 1807—11 . . 44,388,881 „ 
zwischen 1799 und 1811 : Summa 149,792,045 „ 

1-Kreuzerstücke | ,.,,. . j 1800-1811 8,275,856 „ 

»/z und V* Kreuzerstocke j" '" /S "j 1802-1810 186,478 „ 

Summa 8,462,334 „ 
Gesammtbetrag 158,254,379 „ 
Auch i. J. 1812 wurden noch kleinere Summen Kupfermünze dieser 
Sorten geprägt. 
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Landes umzulegen. Die Wirkungen mussten in beiden Fallen 
gleich sein. Aus diesem rein financiellen Gesichtspunkte wird die 
Silberscheidemünzprägung von 1804 an fast eingestellt, als für 
den beabsichtigten Zweck die Prägung der Kupfermünze noch 
passender erschien. 

3. Die Kupferscheidemünzprägung nach leichterem Fusse 
beginnt 1799, wird fast jährlich massenhafter und der Fuss ver- 
schlechtert sich immer mehr, er blieb aber immer sehr verschieden 
für die einzelnen Sorten und war für die kleinsten Nennbeträge 
am schwersten, was sich aus Gründen der nothwendigen Rück- 
sicht auf die Brauchbarkeit der einzelnen Stücke als Münze er- 
klärt. In den späteren Jahren war auch die KupfermUnzung nur 
ein Mittel, dem Staate Einnahmen zu verschaffen. Es gilt inso- 
ferne das soeben unter der vorigen Rubrik Gesagte. 

Die in der Anmerkung mitgetheilte tabellarische Uebersicht 
lässt die Bewegungen in der Circulationsmittelmenge und in der 
Qualität der Bestandtheile der letzteren deutlich hervortreten *). 

III. Die Einfuhrung des Zwangskurses und einige daran sich 
knüpfende Fragen. 
Das Verhalten der Regierung gegenüber der entstehenden 
und bald Alles verwirrenden Zerrüttung des Geldwesens zieht 

B. Z.Um- Silberscheide- Kupfermünzprägung, (Mill. fl.) 
lauftvei- münzprägung den Centner zu 

mehrung. (Hill, fl.) 

Hill. fl. im28fl. im48fl. 120 fl. 161 fl. 213«/, fl. 320 fl. 426»/, 1066% fl. 1600 fl. 
Fuss Fuss. 

1795 3« - 2« 0,«, - - - - - 

1796 11« - 8« M _____ _ 

1797 27,«, - 6,75 0« - - — — - - 

1798 17« - 6« 1« - - - - - - 

1799 49, M _ 16,7, 1*0 0,» - - - — - 

1800 59,«, - 32*5 0, i9 0,* 0,„ 0« 2« - - 

1801 61* 0*, 48,5, - - 1,„ 1,4, 6,i, — _ 

1802 75,, 4 84,,, 10,,, - - 1,« 1,„ 8« - - 

1803 2,«, 18,4, — — — l« 1,4b 12« — - 

1804 (- 1,50) - - - - 1« )89 9* - - 

1805 89*, — — — — 0,85 0,o« 11« — — 

1806 72« — — _ _ 0« 0,|, 12, t , - — 

1807 87,77 - - - - 0« 3« 4« 1« 8, W 

1808 36« - - _ o,„ 2*, - 8« 6« 

1809 C8275 - _ _ o* 2« - 4« 9« 

1810 B 195 - - - - 0« 1« - 5,85 11« 
1811(Mn.) „ 67 - - - - 0, u 0« - 5« 9,,, 

39* 
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in verschiedenen Beziehungen unsere Aufmerksamkeit auf sich. 
An Versuchen zur Abhilfe des Uebels fehlte es in den Jahren 
von 1797 — 1811 keineswegs. Auch sah die Finanzverwaltung, 
wenn auch nicht gleich zuerst, so doch nach Verlauf einiger Zeit, 
während deren sie die Erscheinungen im Verkehr hatte beobachten 
können, deutlich genug, worin der Kern des Uebels lag und auf 
welche Weise dasselbe allein mit Aussicht auf Erfolg bekämpft 
werden könne. Sie machte sich in dieser späteren Zeit keine 
Illusion darüber, dass man die Ursachen der Zerrüttung des 
Geldwesens beseitigen, namentlich also der übermässigen Ver- 
mehrung des uneinlösbaren, mit Zwangscurs umlaufenden Papier- 
geldes Einhalt thun müsse, wenn man irgend eine Besserung 
herbeiführen wolle. Ich werde später auf die desshalb angestellten 
Versuche zu sprechen kommen. Bei den stets von Neuem wieder , 
ausbrechenden Kriegen und dem Mangel anderweiter Mittel, die 
Kosten derselben zu decken und hinterher im Frieden die Papier- 
geldmenge zu vermindern , oder doch dann wenigstens nicht noch 
weiter zu vermehren, verstrich leider die Zeit, wo noch etwas 
Ernstliches zur Heilung hätte geschehen können, bis es dazu zu 
spät war. Das Erste, was im Uebrigen die österreichische Regie- 
rung that, war, was unter solchen Umständen stets das Erste 
bleiben wird, und wozu in damaliger Zeit noch die Richtung der 
Staats- und Wirthschaftspolitik hindrängte ; man suchte das Uebel 
durch Beseitigung seiner Symptome zu heilen und gegen seine 
Wirkungen einzuschreiten. Zu diesen Heilversuchen darf 
man in gewisser Hinsicht auch die Einführung des Zwangs- 
c urses für die sich entwerthenden uneinlösbar gewordenen B.-Z. 
rechnen. An die Decretirung des Zwangscurses für ein derartiges 
Papiergeld knüpfen sich einige Fragen von allgemeinerem wissen- 
schaftlichem und practischem Interesse, worauf wir hier eingehen 
werden, da die Verhältnisse des Jahres 1796 und der folgenden 
eine mehr principielle Erörterung dieser Fragen gerade gut ge- 
statten. Zunächst müssen wir uns mit der Art der Einführung 
des Zwangscurses beschäftigen. 

Es wurde schon früher beiläufig erwähnt, dass sich der 
Zwangscurs der" B.-Z. nicht auf ein bestimmtes allgemeines Staats- 
gesetz, ein Patent oder Hofdecret zurückführen lasse, sondern 
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dass er eigentlich durch die Verfugungen untergeordneter Ver- 
waltungsbehörden zur Geltung gebracht sei. Daraus hat man 
wohl die Gelegenheit zu heftigen Angriffen gegen ein solches 
Gebahren wahrgenommen, welches vom Standpunkte unseres 
modernen Rechtsstaats aus ganz unerklärlich und unverantwort- 
lich erscheint. So polemisirt z. B. Tebaldi, der Pseudonyme 
Schriftsteller über die »Geldangelegenheiten Oesterreichs« (Lpzg. 
1847), dem wir eine gute Skizze des Bankozettelperiode ver- 
danken, gerade gegen diesen Punkt besonders. Es dttnekt uns, 
dass man dabei aber ebensosehr die damalige Sachlage, wie die 
politischen Verhältnisse Oesterreichs vergisst, welche freilich von 
denen des modernen Rechtsstaats himmelweit verschieden waren. 
Vergegenwärtigte man sich diese Lage der Dinge im Jahr 1796, 
so wird die geschehene Art der Einführung des Zwangscurses 
vollkommen begreiflich. 

Das Aufhören der Einlösung der B.-Z. lässt sich gar nicht 
auf einen ganz bestimmten Zeitpunkt und einzelnen Act zurück- 
führen, wie die Zahlungssuspension einer Bank z. B. der National- 
bank 1848 und selbst 1859. Anfangs fand mehr eine zeit- 
weilige Erschwerung, als eine förmliche Einstellung 
der Einwechslung statt. Dann traten besonders in den Provinzen 
gelegentliche Stockungen ein, aber die Cassen wurden darauf 
wieder thunlichst mit Münze versehen und die Einlösung nahm 
wieder einige Zeit ihren Fortgang. Die Natur der B.-Z. im 
Gegensatz zu den Banknoten, brachte es mit sich, dass man nicht 
durch Einziehung von Forderungen Zettel aus dem Verkehr ziehen 
und dadurch den Andrang um Verwechslung abschwächen, oder 
anderseits den Bankfonds verstärken konnte, sondern zu diesem 
Zwecke künstliche Silberbezüge effectuiren musste. Sobald 
hierfür die Bezugsquellen gesperrt sind, riskirt man gänzliche 
Erschöpfung der Baarvorräthe. Solche Fälle kommen in der 
damaligen Zeit öfters vor. Einzelweise fand eine Verwechslung 
der B. Z. noch bis in das Jahr 1800 statt; drohte damals der 
Verbindung mit Hamburg die geringste Unterbrechung, so schwand 
die letzte Möglichkeit einer Beschaffung der nothwendigen Silber- 
massen. Natürlich ertönten gleich in den ersten Zeiten, wo die 
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Verwechslung ins Stocken gerieth, lebhafte Klagen im Publikum, 
und die Münze erhielt ein Agio gegen B.-Z. 

Damit war für die Staatsgewalt die erste Veranlassung einer 
Dazwischenkunft gegeben, denn es musste ihr in ihrem eigenen 
Interesse, weil sie die B.-Z.-Emission zur Bestreitung ihrer Aus- 
gaben benutzen wollte, Alles daran liegen, die Zettel in Pari 
mit Münze zu erhalten. Allein von der Regierung beanspruchen, 
dass sie etwa jetzt gleich offen mit der Sprache herausgerückt 
wäre, den Zwangscurs decretirt , die Einlösung eingestellt haben 
sollte, das heisst die Lage der damaligen Verhältnisse verkennen 
und von der Österreich. Regierung des Jahres 1796 eine gar zu 
modern rationelle Handlungsweise fordern. Die Finanzverwaltung 
hat zudem damals wohl noch selbst vollkommen bona fide die 
Ueberzeugung gehegt, dass bald wieder Alles in Ordnung sein 
würde, und sich jedenfalls begreifliche Illusionen über die weitere 
Entwicklung der Dinge gemacht. Die gänzliche Einstellung der 
Umwechslung ward in der ersten Zeit nicht beabsichtigt, und 
über die Nothwendigkeit einer mehr als zeitweiligen Suspension 
täuschte sich die Regierung wohl selbst noch, auch sah sie nicht 
ganz klar, worin das Wesen der mit den B.-Z. vor sich gehen- 
den Veränderung bestand. Einstweilen wurde die Baarzahlung 
als noch factisch bestehend angesehen, dem grossen Andrang des 
Publikums zu den Verwechslungskassen durch Festsetzung der 
Summen, die an eine einzelne Partei ausgezahlt werden dürften, 
entgegengetreten, die Annahme der noch als einlösbar 
geltenden B.-Z. den Privaten empfohlen und wohl auch geboten, 
wie in einigen Circularen der Hofstelle aus d. J. 1797. 

Die Verwaltungsbehörden, besonders in den Provinzen, gin- 
gen aber im Geiste der damaligen Zeit, schon ungenirter vor 
und schritten in ihrer Omnipotenz von Amtswegen ein, wenn sie 
es im Interesse des Staats und dem der Aufrechthaltung des An- 
sehens öffentlicher Einrichtungen für nöthig hielten. Als eine 
solche Staatsinstitution galt die ganze B.-Z.-Ausgabe, die B.-Z. 
einzeln als öffentliche Creditpapiere. Die Behörden sahen die 
Weigerung, die Bankzettel stets voll anzunehmen, von ihrem 
Standpuncte aus und mit Rucksicht auf diesen öffentlichen Character 
des Papiergelds , als ein „sträfliches Unternehmen" an und be- 
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drohten gleich mit dem Strafgesetz die „Störer des öffentlichen 
Credits". Uns klingt das freilich fast komisch, — obgleich auch wir 
noch so manche derartige Bestimmungen haben, welche unseren 
Enkeln ebenso komisch vorkommen werden, wie uns diese aus 
der Zeit unserer Grossväter — , war aber das Vorgehen nicht 
im Character des damaligen patriarchalischen Absolutismus und 
aufgeklärten Despotismus wohl begründet ? Der staatlichen Not- 
wendigkeit gegenüber verschlug es nicht viel, dass das bisher 
geltende Gesetz ausdrücklich die Annahme der B.-Z. von dem 
freien Uebereinkommen abhängig machte. 

So sind denn die Jahre 1796, 97 und die folgenden reich 
an Erlassen der Verwaltungsbehörden gegen das sich zeigende 
Dispari der B.-Z. Wie wir sahen, lassen die Verfügungen wegen 
der Scheidemünzprägung schon u J. 1795 auf beginnende Auf- 
käuferei der vollwerthigen Münze schliessen. Besonders charac- 
teristisch ist dann gleich eine Verordnung des Tyroler Guber- 
niums v. 18. Oci 1796. In Tyrol war, wie erwähnt worden, 
der Umlauf der B.-Z. erst kurz vorher gesetzlich eingeführt 
worden, während die Errichtung einer Umwechslungskasse in 
Innsbruck, gemäss den in den übrigen Provinzen beobachteten 
Grundsätzen, einstweilen nur als unerfülltes Versprechen auf dem 
Papiere stand. (Patent vom 1. Sept. 1796.) Das Publikum, die 
Krämer u. s. w. weigerten sich daher begreiflich genug, ein 
Papiergeld, dessen Curs und Credit schon zu wanken begann, 
überhaupt oder wenigstens im vollen Nennwerth wie baares Geld 
anzunehmen. Ohnedem fügten sich die B.-Z. weniger bequem 
in die Tyroler Geldverhältnisse ein, auch wurden sie nur zur 
Hälfte des Betrags der Zahlungsschuldigkeiten, statt wie m den 
anderen Provinzen zum ganzen Betrage, bei den öffentlichen 
Kassen in Zahlung angenommen, nachdem der Versuch, diese 
Verwendungsfähigkeit auf den ganzen Betrag auszudehnen, so- 
fort eine die Kassen belästigende Anfüllung mit B.-Z. zur Folge 
gehabt hatte und daher nach wenig Wochen wieder abgestellt 
werden musste. (H. D. v. 29. Sept u. 13. Nov. 1796.) Das Jahr 
1796 war eben schon wenig mehr geeignet, den B.-Z. ein ganz 
neues Umlaufsgebiet zu eröffnen. Was that aber das Landes- 
gubernium? Es erliess in der erwähnten Verordnung einfach 
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an das gesammte Publikum des Landes Tyrol, an alle Magistrate, 
Obrigkeiten, Gemeindenden angemessensten Befehl, weil 
die B.-Z. bisher von den Handelsleuten gar nicht oder nur in 
Tyroler Landeskourant (d. i. um 5°/o unter Pari) angenommen 
würden, diese B.-Z. nach ihrem vollen Werthe durchgehends 
ohne Ausnahme empfangen und ausgeben zu lassen — da seiner 
Zeit eine Einlösungskasse errichtet werden würde. Androhung 
von Strafen für die Uebertreter fehlte nicht. Unter dem vollen 
Werthe verstand man damals „naturgemäss" stets den Nenn- 
werth in Münze. 

Ganz ähnlich ging es in den Provinzen mit älterem Umlaufe 
der B.-Z. Selbst später, als die Umwechslung mehr und mehr 
aufhörte, wird dieses Moment des Disagio der Zettel von den 
Behörden hartnäckig ignorirt, und die Ursache bloss im bösen 
Willen und dem Treiben der Geldwucherer gesucht, wogegen 
natürlich energisch eingeschritten werden müsse. Eines der be- 
zeichnendsten ist ein steiermärkisches Gubernialcircular vom 19. 
Juli 1797, worin den Geldwucherern die Verbreitung des Vor- 
urtheils, „als wenn die B.-Z. nicht im gleichen Werthe mit dem 
baaren Gelde stünden", zum Vorwurfe gemacht wird. Es heisst 
dann wörtlich, „da die B.-Z. in allen öffentlichen Kassen nach 
ihrem Werthe angenommen werden, so hat sich auch in Privat- 
zahlungen Niemand zu weigern, solche statt baarer 
Münze, auf welchen ganz gleichen Werth sie der Staat 
gesetzt hat, anzunehmen." Wer die Annahme weigere , 
mache sich des Ungehorsams gegen landesfürstliche Anordnun- 
gen schuldig und werde danach bestraft werden. Hier wird 
eigentlich offen ein den Zwangscurs einführendes Gesetz voraus- 
gesetzt, während nur ein Regierungscircular vom 7. April 1797 
vorlag, das dafür noch kaum gelten konnte und worin die Ein- 
lösbarkeit der Zettel noch anerkannt wurde. Alle früheren Patente 
hatten ausdrücklich den Zwangscurs der B.-Z. im Privat- 
verkehr desavouirt, die Weglassung des betreffenden Passus im 
letzten Patente vom 19. Aug. 1796 involvirte noch nicht die 
Präsumtion, als ob der Zwangscurs dadurch hatte eingeführt 
werden sollen, ebensowenig wie die erwähnte Stelle dieses Patents, 
dass die B.-Z. bei allen Aerarialzahlungen an Jedermann abge- 
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geben werden müssten. Wenn in den Einführungspatenten der 
schlechten Scheidemünze, dieses Komplements der B.-Z.-Ausgabe, 
von einem Zwangscurs in ziemlich allgemeinen Ausdrücken die 
Rede ist, so war damit eben doch nur ein bisher schon anomaler 
Zwangscurs bei Scheidemünze auch auf die neue schlechtere 
mit ausgedehnt worden, eine principiell neue Bestimmung ward 
damit nicht getroffen. Die Erlasse der Verwaltungsbehörden 
brachten so doch zunächst die so furchtbar folgenschwere Anord- 
nung eines Zwangeurses für uneinlösbares , in rapider Ver- 
mehrung begriffenes Papiergeld zur allgemeinen Geltung charac- 
teristisch genug in politischer wie volkswirtschaftlicher Hinsicht 
für die Zeit und das Land. Der Grund, auf diese Weise 
vorzugehen, lag indessen wohl weniger in der klar bewusslen 
Absicht der Regierung, das Publikum über die vor sich gehende 
Veränderung zu täuschen, wie man gemeint hat, als in der Un- 
klarheit des Zustandes und dem mangelnden Verständniss bei den 
leitenden Organen selbst. Der wesentliche Unterschied zwischen 
einem Creditumlaufsmittel, wie den bisherigen B.-Z., und einer 
neuen Geldart, wie den uneinlösbar gewordenen, wurde im Publi- 
kum, wie von den Finanzmännern schwerlich richtig erfasst. 

Später haben dann allerdings auch die Patente u. s. w. die 
Pflicht zur allgemeinen Annahme der so ganz etwas Anderes 
gewordenen B.-Z. im Privatverkehr offen ausgesprochen, aber 
eben in solcher Weise, als ob nur eine bereits gesetzlich 
geltende Anordnung nochmals ausdrücklich bekräftigt werden 
sollte. Man kann es nicht einmal so auffassen, als ob das Gesetz 
einen nur fac tisch existirenden Zustand jetzt sanetioniren wolle. 
So verordnete das Patent v. 15. Mai 1800, worin die Ausgabe 
von 1- und 2-fl.-Zetteln verfügt ward, für diese neuen Zettel 
sollten die für die alten erlassenen Bestimmungen gelten. Des- 
halb hätten die Zettel nicht nur bei allen öffentlichen Kassen, 
sondern auch b e i Privatzahlungen vollgiltigen und un- 
weigerlichen Umlauf. Sie konnten auf Verlangen wohl 
gegen grössere Zettel, aber wie dieses Patent ausdrücklich hin- 
zufügte, nicht gegen klingende Münze ausgewechselt werden, 
wie sich von jetzt an überhaupt die Verwechslung nur auf die 
der einzelnen Sorten unter einander beschränkte. Noch deutlicher 
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spricht das Patent vom 15. Juli 1800, womit die Ersetzung der 
alten abgenutzten durch neue Bankozettel angeordnet wurde. In 
den Text des § 4 des Pat. v. 19. August 1796, worin von der 
Annahme der Bankozettel in Zahlungen die Rede, waren jetzt die 
Worte eingeschaltet, »sowie im Privatverkehre« seien die 
Bankozettel im vollen Werthe wie baares Geld anzunehmen u. s. w., 
und damit war die Frage dann allerdings entschieden. 

Die Art und Weise der Einführung des Zwangscurses war 
somit eine höchst eigentümliche, aber dass der Zwangscurs doch 
von der Regierung, wenn dieselbe sich anfangs auch über die 
von ihr einzunehmende Stellung nicht klar war, beabsichtigt 
wurde, und dass er im Publikum im Grunde frühzeitig Fuss fasste, 
ist doch gewiss. Wir wollen aber jetzt auch auf die Frage ein- 
gehen, ob die Einführung des Zwangscurses im Jahre 
1796/97 und in allen ähnlichen Fällen unvermeidlich oder 
wenigstens höchst wünschenswerth war. Insbesondere 
fragt es sich, ob die Nothwendigkeit, den Zwangscurs auszu- 
sprechen, von selbst aus der Einstellung der Einlösung der 
Bankozettel folgen musste. Es hegen hier einige Fragen vor, 
welche vielleicht ziemlich müssig erscheinen, aber im Grunde 
doch wichtige Principienfragen sind und noch wichtigere be- 
rühren. Sie sind in den neueren Controversen über die Regu- 
lirung der Valuta mehrfach in Oesterreich erörtert worden, wir 
werden gerade durch diesen Umstand bewogen, darauf hier ein- 
zugehen. Jedenfalls ist hier noch nicht Alles so selbstverständ- 
lich und unzweifelhaft, wie man oft anzunehmen geneigt ist 1 ). 



1) Diese Frage kann hier nur in einigen Hauptpunkten erörtert werden. 
Angeregt wurde ich dazu namentlich durch folgende Schrift: „die Valuta 
in. Oesterreich und Vorschläge für den Uebergang zu einer festen Währung, 
von Ed. Strache, Wien 1861." Der Verf. dieser Schrift verfleht im 
Gegensatz zu mir und Anderen die Ansicht, dass die Herstellung der Valuta 
mittelst Herstellung der Banksolvenz, also mittelst der Herbeiführung der 
Möglichkeit einer Wiederaufnahme der Baarzahlungen, zu kostspielig und 
schwierig, vielleicht kaum möglich, und wenn Letzteres, so aus Rücksicht 
auf die Lage der österreichischen Industrie u. s. w. nicht wünschenswerth 
sei; schutzzöllnerische Argumente spielen dabei eine gewisse Rolle. Er 
macht desshalb andere Vorschläge, die im Wesentlichen auf die Auf- 
hebung des Zwangscurses der Banknoten im Nennwert!) und 



der österreichischen Bankozettelperiode. ßQJ 

Die Einführung des Zwangscurses für ein uneinlösbares, sich 
entwertendes Papiergeld erscheint im ersten Moment schon als 



statt dessen auf die Einführung des Zwangscurses der Banknoten nach 
dem jedesmaligen Tagescurswerthe hinauslaufen. Diese Vor- 
schläge interessiren uns hier jetzt nicht weiter, es genfigt die Bemerkung, 
dass sie, gegenwärtig durchgeführt, unsererer Ansicht nach, in ihren 
praktischen Resultaten einer Nennwert hreduction ziemlich gleich 
kämen, und desshalb, ähnlich wie die letztere Maassregel, unvermeidlich 
die grössten Rechtsverletzungen in ihrem Gefolge hätten. Der Grund davon 
liegt wesentlich darin, dass die Preise aller Güter und Leistungen sich sehr 
verschiedenartig unter dem Einflüsse des Agios verändert haben, und dass 
die „Kaufkraft," welche eine gewisse Summe Papiergelds im Verhältnis« 
zur früheren Zeit noch darstellt, keineswegs nach der Höhe des Silber- 
agios oder den Veränderungen desselben seit jener Zeit so ohne Weitere* 
geschätzt und gemessen werden kann. Auf diese Vorfrage von der Aen- 
derung der Preise und damit der Kaufkraft entwerteten Papiergelds, 
welche auch für die Frage der vielfach empfohlenen „gesetzlichen Deval- 
vation" (d. h. eben Nennwerthreduction) von fundamentaler Bedeutung ist, 
kommen wir im weiteren Verlaufe noch zu sprechen. In der erwähnten 
Schrift musste Herr Strache aber auch auf einige reine Principienfragen über 
Wesen und Einfluss des Papiergelds eingehen, weil von der Beantwortung 
dieser Fragen in einem Sinne die Haltbarkeit seiner praktischen Vorschläge 
bedingt wird. Hierbei hat sich der Verf. als guter Analytiker erprobt und 
einige schöne Entwicklungen gegeben. Er eifert vornemlich dagegen, dass 
man den Zwangscurs des Papiergelds, nachdem die Banknoten 1848 und 
1859 uneinlösbar geworden seien, ausgesprochen habe, indem alle die 
immensen Nachtheile der Papiergeld wirthschaft sich wesentlich auf den 
Umstand zurückführen Hessen, dass das uneinlösbare , schwankende, ent- 
wertete Papiergeld zum gesetzlichen Zahlungsmittel erklärt worden sei. 
In diesen Argumentationen darüber hat er ganz Recht. Er folgert aber 
dann daraus, dass man den Zwangscurs allein hätte vermeiden, auch 
das Papiergeld nicht zu Steuerzahlungen annehmen müssen, — und darin 
hat er Unrecht, denn der Zweck, den der Staat mit dem Papiergelde er- 
reichen wollte, nämlich damit einstweilen seine Ausgaben zu bestreiten, 
hatte den Zwangscurs des Papiergelds zur Voraussetzung, weil dieser Zweck 
sonst gar nicht hätte erreicht werden können. Strache behauptet das zwar, 
aber eben hier hinkt seine Beweisführung oder macht einen Sprung. Den 
Beweis für die Nothwendigkejt, trotz der bedauerlichen Folgen in Lagen 
wie die Oesterreichs 1797, 1848, 1859, den Zwangscurs zu verhängen, wenn 
einmal die Papiergeldausgabe zu finanziellen Zwecken aus- 
gebeutet werden soll, glauben wir im Folgenden in den Hauptsätzen 
zu führen. Auch diese theoretisch interessante und praktisch ausnehmend 
wichtige Frage hängt enge mit der Frage über den Einfluss einer Vermin- 
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logisch unrichtig, weil dabei gewissermaassen verlangt wird, dass 
zwei ungleiche Grössen für gleich gelten sollen, und weil das 



derung des Papiergeld werths gegen den Artikel Silber und Gold auf 
eine Verminderung der Preise von Waaren und Dienstleistungen zusammen, 
und hier gerade trifft unserer Meinung nach der in dem Eingang zu diesem 
Aufsatze erwähnte Fall ein, dass ein Satz von bedingter theoretischer 
Wichtigkeit zu unmittelbar auf die Praxis übertragen wird. Ein Papiergeld 
mit Zwangscurs hat daher auch nach meiner Ansicht die heillosen Wir- 
kungen, welche Strache gut, oft schlagend nachweist, aber demungeachtet 
kann man den Zwangscurs nicht allein fortlassen, vielmehr gilt hier die 
alte Regel, wer den Zweck will, muss vor den Mitteln, durch die dieser 
allein zu erreichen ist, nicht zurückscheuen. Uebrigens möchte ich hier 
ausdrücklich Strache's Schrift zur Leetüre empfohlen haben. Manche der 
darin entwickelten Ansichten sind richtiger, als es im ersten Momente 
scheint. Ich hatte Gelegenheit mich davon namentlich durch die höchst 
gelungene, sehlagfertige Vertheidigung zu überzeugen, mit welcher der 
Verfasser seine Ideen und Vorschläge, — in einigen Sitzungen der unter 
dem Vorsitze Sr. Excellenz des gegenwärtigen Ost. Finanzministers, Hrn. v. 
Plener, im März d. J. im Finanzministerium berathenden fachmännischen 
Commission zur Erörterung der Valutafrage — , gegen alle Einwände auf- 
recht zu erhalten suchte. Ich vermochte aber nur das nicht einzusehen, 
wie der Staat mit dem ohne Zwangscurs umlaufenden Papiergelde 1848 oder 
1796 etwas hätte anfangen können, was doch der Zweck der Emission 
überhaupt war. Die Frage scheint nun so zu liegen , dass , wenn es sich 
um die financielle Benutzung eines Papiergelds handelt, mit der Uneinlös- 
barkeit gleichzeitig auch der Zwangscurs verfügt werden muss, dass da- 
gegen in anderen Fällen die Frage der Opportunität des Zwangscurses 
mindestens eine offene und häufig mit Rücksicht auf die schlimmeren Folgen 
eine zu verneinende ist. Dagegen kann, glaube ich, gar nicht davon die 
Rede sein, den Plan Strache's in der für die Gegenwart modifleirten Form, 
d. h. für Verhältnisse, wo bereits längere Zeit das Papiergeld im Nenn- 
werthe Zwangscurs hatte, durchzuführen. Ich darf vielleicht hier in Betreff 
dieses und einiger anderer Pläne für die Herstellung der Valuta, welche 
nur insgesammt den Knoten mehr zu durchhauen, als zu lösen scheinen, 
auf einen kleinen Aufsatz von mir in Kolatscheks „Stimmen der Zeit," 
1861. Nr. 14. S. 619 — 530 verweisen, worin ich in Kürze eine Kritik dieser 
Pläne versuchte. Gerade die Gründe, welche gegen diese Pläne sprechen, 
führen auf die Frage zurück, welche Aenderungen in den Preisen u. s. w. 
ein Zwangscurspapiergeld bewirkt, und werden dadurch wieder zu Gründen 
f ü r die Herbeiführung der Wiedereinlösbarkeit der Noten. Meiner Ueberzeu- 
gung nach ist der einzige wirtschaftlich, finanziell und rechtlich zu billigende 
Weg der Herstellung der öst. Valuta der der Herstellung der Banksolvenz, 
und gilt dies von allen Fällen, wo die Verhältnisse noch ähnlich liegen, 
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Ganze nur ein Heilkünsteln an den Symptomen des ausgebroche- 
nen Uebels ist. Der Zwangscurs kann die Wirkungen nicht fort- 
schaffen, so lange die Ursachen geblieben sind, wie der Mangel 
an Vertrauen, die zu grosse Masse Papiergelds, die fehlende 
Einlösbarkeit u. A. m., mit denen allen er sich ja nicht einmal 
zu beschäftigen versucht. Speciell betrachtet ist die Decretirung 
eines Zwangscurses für Papiergeld auch nur ein besonderer Fall 
der theoretisch unrichtigen, praktisch undurchführbaren D opp et- 
wa h r u n g. Es existiren, — zunächst wenigstens, denn später 
wurde und wird der Münze oft diese Eigenschaft ausdrücklich 
vom Gesetze genommen — , zwei legale Zahlungsmittel, zwischen 
deren Benutzung der Schuldner wählen kann. Die Folge ist dann 
natürlich die, dass, sobald eines billiger wird, immer dieses zu 
Zahlungen Verwendung findet, und so ist's auch hier. Das Dis- 
pari zwischen Münze und Papiergeld verschwindet durch den 
Zwangscurs nicht und tritt auch trotz desselben erst hervor. Die 
Folge ist eben nur die jeder Doppelwährung. Das schlechte le- 
gale Zahlmittel — so muss man sagen, nicht »Geld«, denn 
gerade nur jene Eigenschaft des Geldes kommt hier in Betracht — , 
verdrängt das bessere aus dem Verkehre. 

Der Zwangscurs führt daher von selbst zur Veränderung 
und Verschlechterung der Währung und des Münz- 
fusses. Grundsätze, welche die heutige Theorie des Münz- 
wesens perhorrescirt , werden beim Papiergeld -Zwangscurs noch 
offen vom Gesetz in Schutz genommen. Die auf Thaler, Gul- 
den u. s. w. lautenden Verpflichtungen werden auch wieder, wie 
in früheren Zeiten so oft, zwar nominell erfüllt, aber die aus- 
gezahlten Thaler u. s. w. sind trotz des gleichen Namens etwas 
Anderes geworden. Die Wirkungen der Einführung einer schwan- 

wie jetzt in Oesterreich. Ich habe diese Meinung in vielen Aufsätzen der 
eben erwähnten Zeitschrift (z. B. Nr. 24, v. Jg. 1861. S. 785 IT.), des Bi em. 
Hand. BI., in dem Art. Banque de Vienne iu Horn's Annuaire inter- 
na t i o n. du c r 6 d. publ. J. 1861. p. 325 — 844 und in meiner besonderen 
bei Gelegenheit der letzten Bruck'schen Finanzoperation verfassten kleinen 
Schrift: „das neue Lotterieanlehen und die Reform der Na- 
tionalbank (Wien 1860)" nach den verschiedenen Zeiten zu erörtern 
gesucht und mich bisher wenigstens von der Unrichtigkeit derselben nicht 
überzeugen können. 
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kenden Papiergeldwährung sind principiell dieselben, wie die 
einer willktthrlichen Veränderung und meistens Verschlechterung 
des Münzfusses, wenn sie auch in der Regel dem Grade nach 
davon verschieden sind, weil der Verlauf der Entwicklung beim 
Papiergelde crasser und gewaltsamer ist. 

Unvermeidlich veranlasst der Zwangscurs uneinlösbaren Papier- 
gelds somit die grössten Ungerechtigkeiten, wie sie die Folgen der 
Doppelwährung und willkührlicher Aenderungen des Münzfusses, 
wobei keine Anrechnung der Schuldverbindlichkeiten erfolgt, sein 
müssen. Es scheint z. B. offenbar kaum eine grössere Unge- 
rechtigkeit möglich, als wenn etwa Jemand ein Darlehen von 
100 fl. Silbermünze gegeben hat und er nach wenigen Monaten 
in Folge des Zwangscurses des Papiergelds, sich gefallen lassen 
muss, 100 fl. Papiervaluta als Rückzahlung anzunehmen, welche 
vielleicht nur 70 fl. Silber werth sind. Im J. 1796, wo Jahre 
lang das Agio nur gering war, zeigten sich solche Beispiele nicht 
gleich, aber im Winter 1858/59 trugen sich ganz ähnliche Fälle 
in Menge zu. 

Indessen ist hier dennoch Folgendes zu beachten, und damit 
berühren wir eine Hauptfrage. Allerdings sind Ungerechtigkeiten 
der geschilderten Art bei der Einführung des Zwangscurses für 
uneinlösbares Papiergeld unvermeidlich. Man muss sich über 
diese Folge des Zwangscurses klar sein, wenn man ihn zu de- 
cretiren wagt. Aber dennoch erscheinen jene Ungerechtig- 
keiten ärger und grösser, als sich die Sache in Wirklich" 
keit gestaltet. Zunächst nämlich zeigt sich die Entwerthung 
des Papiergelds hauptsächlich nur gegenüber der Münze und 
den edlen Metallen. Jedem, der wegen des Zwangscurses 
die Rückzahlung einer Summe Silbergelds in dem cntwertheten 
Papiergelde annehmen muss, verliert unmittelbar eine der Höhe 
des Silber- oder Goldagios entsprechende Summe Geldes oder 
Münze, und wird dadurch in seinen Rechten verletzt Allein ab- 
gesehen von dem Falle, dass es ihm gerade auf das Metallgeld 
als Metall ankommt, ist doch die reelle Einbusse für ihn factisch 
weit geringer, wenn das Geld, wie es die Regel ist, nur als Dar- 
steller einer gewissen Menge »Kaufkraft« in Betracht gezogen 
wurde. Die 100 fl. Papiergeld, die etwa nur den Werth von 70 fl. 
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Silbermünze haben, verschaffen ihm aller Vermuthung nach immer 
noch eine Verfügung über eine Masse von Gütern und Leistungen, 
welche ihm, ceteris paribus, früher, sagen wir z. B. 98 oder 
wenigstens 95 fl. gekostet hätte. Er verliert also auch' im 
Verhältniss zu allem Kaufbaren, aber er verliert doch viel weni- 
ger, als man nur mit Rücksicht auf das Silberagio vermuthen 
würde. Der Gläubiger gewänne im Gegentheil, wenn ihm jetzt 
in Silbermünze zurückgezahlt würde ; denn mit den 100 fl. Münze 
könnte er circa 143 fl. Papiergeld kaufen, die ihm jetzt etwa 
dieselbe Masse Güter zu erwerben gestatteten, wie ehedem 135 fl. 
Münze. 

Der Erklärungsgrund für diese Phänomene, deren Wesen das 
angeführte Beispiel deutlich erkennen, und deren thatsachliches 
Vorkommen sich aus der Geschichte des Papiergelds erweisen 
lässt, liegt, wie man bereits durchschaut haben wird, in dem 
Umstände, dass die Veränderungen im Verhältniss des Tausch- 
wertes von Papiergeld zu Waaren später, allmäliger und 
verschiedenartiger eintreten, wie die in der Tausch werth- 
relation von Papiergeld und Metallgeld, m. a. W., dass die 
in dem Papiergelde ausgedrückten Waarenpreise u. s. w. nicht 
gleich mit und nicht genau im Verhältniss zu dem 
Silberagio steigen. Die Richtigkeit dieses Satzes wird bedingt 
wohl allgemein zugegeben, die Meinungen difleriren nur in Betreff 
der Raschheit, der Allgemeinheit und Grösse des Einflusses des 
Silberagios auf die Waarenpreise, — wobei wir einstweilen der 
Einfachheit der Deduction wegen voraussetzen wollen, dass sich 
die Preissteigerung gerade nur durch den Einfluss des Silber- 
agios, als Medium, vollziehe. Unserer Ansicht nach ist der an- 
geführte Satz in grösserem Maasse richtig, als man meistens zu- 
gibt, doch ist das für die hier in Betracht kommenden Fragen 
von untergeordneter Bedeutung. Sicher folgt nur dies aus dem 
Satze, auch wenn er einer Beschränkung bedürfen sollte: wenn 
der Preis der Waaren, überhaupt die Kaufkraft des Papiergeldes 
gegen Güter und Leistungen, nicht gerade im umgekehrten 
Verhältniss wie das Silberagio schwankt, nicht genau mit seinen 
Steigen fällt und mit seinem Fallen steigt, so kann man aus dem 
Agio nicht unmittelbar auf den Grad der Entwerthung des 
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Papiergelds, auf die Grösse des Verlustes, den in einem Beispiel 
wie dem vorhin gebildeten, der Gläubiger aus der Einführung 
des Zwangscurses erleidet, einen Schluss ziehen. Dies Resultat 
der vorhergehenden Deduction erscheint uns sehr wichtig, trotz- 
dem es weder sehr neu, noch irgend schwierig zu finden ist. 
Die Meisten werden es, mehr oder weniger bedingt, zugeben, und 
Viele, welche diese Fragen erörterten, legen sogar ein gewisses 
Gewicht darauf, aber, soweit uns bekannt, haben sie alsdann ver- 
säumt, daraus die nothwendigen Schlussfolgerungen zu ziehen, 
und sind, in Folge eines Sprungs in ihrer Deduction, zu falschen 
theoretischen und namentlich auch zu unrichtigen praktischen 
Sätzen gelangt. Aus dem gewonnenen Ergebniss folgt für unsere 
Fragen vor Allem zweierlei, die Noth wendigkeit, mit einem 
uneinlösbaren, zu finanziellen Zwecken vermehrt werdenden Papier- 
gelde sofort den Zwangscurs zu verbinden, und die Wahrheit des 
Satzes , dass alle Maassregeln , um aus den Wirren einer unein- 
lösbaren Papiergeldwährung herauszukommen, im höchsten Maasse 
rechtsverletzend und bedenklich sind , wenn sie auf eine Nenn- 
werthreduetion (Devalvation) des Papiergelds nach Maassgabe der 
Entwerthung desselben gegen Silbermünze hinauslaufen, wenn es 
also Maassregeln wie die des Patents vom 20. Febr. 1811 und 
denen ähnliche sind. Auf diese zweite Schlussfolgerung kommen 
wir später zu reden, wo wir an die soeben ausgesprochenen 
Sätze anknüpfen werden, auch wird sich alsdann Gelegenheit 
finden, die Frage nach den Veränderungen der Preise noch etwas 
näher anzusehen und die entsprechenden Schlüsse zu ziehen. 
Jetzt müssen wir uns zur Frage über den Zwangscurs zurück- 
wenden, welcher nun, wie gesagt, auf Grund der vorhergehenden 
Analyse eine bestimmtere Antwort gegeben werden kann. Doch 
wird es nothwendig sein, hier erst die sonstigen verderblichen 
Wirkungen des Zwangscurses für uneinlösbares Papiergeld noch 
zu berühren und aus dem Gegensatz eines solchen Papiergelds 
ohne Zwangscurs und der dabei hervortretenden Erscheinungen 
das Material für einige weitere unseren Gegenstand betreuende 
Schlussfolgerungen zu gewinnen. 

Die übrigen nachtheiligen Wirkungen des Zwangscurses für 
das Papiergeld haben ihren Ursprung in der bereits oben erwähnten, 
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der Veränderung und Verschlechterung der Währung und des 
Mttnzfusses. Alle die verletzenden Ungerechtigkeiten des Papier- 
geldsystems hängen damit zusammen, und diese sind immerhin 
gross genug, wenn sie auch nicht so gross sind, öder noch prä- 
ciser gesagt, nicht genau so sich zutragen, wie man bloss aus 
dem Silberagio schliessen möchte. Unter der Herrschaft der 
Papiergeldwährung ist das Preismaass und das legale Zahlungs- 
mittel in steten Schwankungen begriffen. Der Zwangscurs des 
Papiergelds übt deshalb, sowie er namentlich längere Zeit 
mit einem stark entwertheten und erheblich schwan- 
kenden Papiergelde verbunden ist, den folgenschwersten Einfluss 
auf die privatrechtlichen Verhältnisse aus, zerrüttet den Staats- 
credit vollständig, lähmt den Privatcredit grossentheils und steigert 
die Unordnung im Geldwesen dadurch, dass er sie in Permanenz 
erklärt, bis zur Unheilbarkeit An den österreichischen Verhält- 
nissen der Vergangenheit, wie der Gegenwart, der Bankozettel- 
wie der Banknotenperiode, lässt sich dieser verderbliche Einfluss 
besonders gut nachweisen, wie das ja auch oft schon geschehen 
ist Man muss es immer wieder hervorheben, dass von allen 
volkswirtschaftlichen , finanziellen und politischen Nöthen, unter 
denen im Augenblick wieder der Kaiserstaat leidet, die grösste 
die Papiergeldmisere ist, und dass die letztere wesentlich in Folge 
des Zwangscurses des Papiergelds sich so lange Jahre erhalten 
und gerade durch diese lange Dauer wieder so zahllose neue 
Uebelstände hervorrufen konnte. Erst bei längerem Bestehen 
zeigen, sich alle schlimmen Folgen der Papiergeld Währung und 
dann wird die Benützung der Papiergeldausgabe für den Staat 
auch das theuerste Mittel sich Geld zu verschaffen. Welch' un- 
ermessliches Uebel sind nicht schon die Unsicherheit und die be- 
ständigen Fluctuationen alles »geschriebenen Eigenthums«, wie 
man es genannt hat, ein Uebel, welches allein aus der Unsicher- 
heit der Währung hervorgeht Was das bei der heutigen Ent- 
wicklung der Geld- und Creditwirthschaft sagen will, bedarf keiner 
Ausführung. Nirgends zeigt sich dies deutlicher, als in den 
Cursen der österreichischen Effecten nach deren Notirung in 
Silberwährungsplätzen, wie Berlin oder Frankfurt. Der Curs bildet 
sich hier aus den beiden Elementen, des Curses nämlich, den das 

Staate*. Zeiteehr. f. 1861. IV. Heft. 40 
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Effect an sich hat, und des jeweiligen Standes der Valuten. 
Eine Hausse des Curses der Metalliques in Wien kann in Berlin 
durch ein Steigen des Silberagio's mehr als paralisirt werden. 
Die schreienden Rechtsverletzungen, die einer Vermögensconfis- 
cation nahe kommende Beraubung der Staats- und Privatgläubiger, 
zunächst besonders der auswärtigen 1 )} in Zins und Kapital, die 

1) Ich sage ausdrücklich: besonders der auswärtigen Gläubiger, und 
meine damit, dass diese unmittelbar und empfindlicher leiden, 
als die inländischen. Auch dies ist ganz unbestreitbar, wenn man wieder 
bedenkt, dass der nach der Höhe des Silberagio's gemessene Grad der 
Entwerthung des Papiergelds zunächst und eine Reibe von Jahren hin- 
durch wenigstens, — und das behaupten wir einstweilen nur — noch 
nicht die Verminderuug der Kaufkraft des Papiergelds im Inlande anzeigt. 
Hält man dies fest, so wird sich besonders der Ausländer manche Erschei- 
nungen im wirthschaftlichen Leben Oesterreichs und in den Anschauungen 
der Oesterreicher über ihre Geldverhältnisse erklären, welche im ersten 
Momente, meiner eigenen Erfahrung gemäss, frappiren. Nehmen wir ein 
praktisches Beispiel aus der jüngsten Zeit. Ende 1858 standen die Noten 
in Oesterreich al Pari oder fast al Pari mit Münze. Das Agio war schon 
mehrere Jahre lang niedrig gewesen, auch diejenigen, welche einen all- 
gemeinen und rascheren Einfluss des veränderten Tauschwerths von Papier- 
geld zu Münze auf den von ersterem zu Waaren annehmen, als wir, 
glauben, dass sich Ende 1858 die Papiergeld-Preise der Waaren u. s. w. 
bereits wieder ziemlich ins Niveau mit den in Silber berechneten Preisen 
gesetzt hätten, z. B. ist dies auch Strache's Ansicht. Nun kaufen zwei 
Personen, ein Oesterreicher und ein Baier, jeder Ende December 1858 für 
8500 fl. ö. W. 10,000 fl. K. M. 5% Obligationen. Das Agio, damals fast 
gleich Null, kommt nicht in Frage, die Rente ist 525 fl. öst. W. Silber, 
welche beispielshalber das ganze Einkommen jedes- der kleinen Rentiers 
bilden. Nach fünf Monaten, im Mai 1859, war das Silberagio in Folge 
des Kriegs auf 45% gestiegen, der Curs der Metalliques in Wien auf 60 
und darunter gesunken. Welche Wirkung hat dies auf die Lage jeder der 
beiden genannten Personen ? Der Oesterreicher hat nur noch ein Vermögen 
von 6000 fl. öst. W. Papier, aber nach wie vor, — abgesehen von der 
damals verfügten Kouponssteuer — 525 fl. öst. W., allerdings auch Papier, 
Rente. Mit diesem Papiergelde lebt er im Mai 1859 im Allgemeinen 
fast ganz so, wie im Dec. 1858 viele seiner Ausgaben für Steuern, Mietbe, 
Dienstleistungen, eine Menge Consumartikel sind nicht grösser geworden, 
die wichtigsten Nahrungsmittel kaum, Kleidung wenig, Colonialwaaren 
und auswärtige Artikel allein bedeutender, — wie gesagt, hier immer 
nur die Veränderungen binnen jener fünf Monate betrachtet — ; ob er 
Silbermünze oder Papiergeld empfängt, kann ihm ziemlich gleichgiltig sein, 
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Derangirung aller Besitz-, Einkommens- und Productionsverhält- 
nisse, die Unordnung im Staatshaushalte und das Erscheinen und 
die Permanenz der grossen Deficite, das Alles wird zum kleinsten 
Theil dadurch verschuldet, dass ein Credituinlaufsmittel zum un- 
einlössbaren Papiergelde, sondern dadurch, dass dieses letztere 
zur Landeswährung durch den Zwangscurs erhoben ist, und alle 
Preis- und Geldbestimmungen darauf basirt werden *). 

solange letzteres an seiner Kaufkraft wenig eingebüsst hat. Alles in 
Allem- sind die 525 fl. im Mai 1859 gewiss noch 500 fl., vermuthlich mehr, 
mit Rücksicht auf die Kaufkraft des Papiergelds gegenüber den Artikeln 
u. s. w. zur Befriedigung des gewöhnlichen Lebensbedarfs. Ganz anders 
und unmittelbar viel schlimmer wirkt das Agio auf den bairischen Capita- 
listen. Dieser hatte ein ebensogrosses Silberkapital verwendet — im Mai 
1859 hat er statt 8500 nur noch 4138 fl. Vermögen, also im Falle der 
Kealisirung einen viel grösseren Verlust, wie der Oesterreicher. Behält 
er deshalb die Papiere, so ist seine Rente auf 362 fl. Silber gesunken, und 
genau dementsprechend die Kaufkraft, über welche er disponirt, da er ja 
in Baiern Silbergeld haben muss. Er verliert also an reellem Ein- 
kommen zur Befriedigung seiner Bedürfnisse sofort 31°/o, während der 
Oesterreicher kaum 5 verlor. Unsere Behauptung, dass der Ausländer 
schlimmer fährt, als der Inländer, ist also ganz begründet. Daraus erklärt 
es sich aber grossentheils, dass der Oesterreicher gelassener der Papier- 
geldwirthschaft gegenüber ist, als oftmals der Ausländer, besonders der 
Besitzer österr. Papiere, und das ist ein wichtiger Punct in diesen Valuta- 
fragen. Wir führten dieses einfache Beispiel aus, weil dadurch die wich- 
tigste Principienfrage in dieser Materie in ihren Elementen am Klarsten 
hingestellt wird. Es mag nur noch als fernerer Beleg daran erinnert werden, 
dass der Ausländer noch heute mit Silber sehr billig in Oesterreich lebt, 
und dass die bekannte auch ganz richtige Behauptung, der Export blühe 
unter dem Agio wie unter einer Ausfuhrprämie, deutlich zeigt, dass man 
im practischen Leben weiss, wie die Preise nur allmälig mit dem Agio in 
die Höhe gehen. Das sind lauter bekannte Sachen, deren Consequenzen 
die Theorie und Praxis aber immer wieder vergisst. 

1) Auch der Einfluss des Silberagio's auf die Finanzlage wird häufig 
irrig aufgefasst, für die ersten Zeiten meistens überschätzt, der 
ganze Nachtheil zeigt sich ebenfalls erst allmälig, aber auch hier in 
anderer Weise, als man oft gemeint hat. Wenn z. B. Hörn und Andere 
ohne Weiteres die jetzige Staatseinnahme Oesterreichs einfach nach Ver- 
hältniss des Silberagio's reduciren und daraus den Schluss ziehen, dass der 
Staat entsprechend der kleineren Summe seit 1858 an Einkommen, also an 
Geldmacht verloren hätte, so ist damit, abgesehen von sonstigen, dabei 
unterlaufenden Irrthümern, nur der in der vor. Anm. berührte falsche 

40* 
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Urtheilt man allein nach diesen Wirkungen über das Papier- 
geld mit Zwangscurs, so scheint allerdings, falls die Trennung 

Schluss auf grosse Verhältnisse übertragen. Die Kaufmacht des Staates 
hat sich bei Weitem nicht im Verhältniss des gestiegenen Silberagio's ver- 
ringert, weil der Staat die meisten Leistungen und immerhin auch viele 
Güter nicht oder nicht viel höher bezahlt, ohne dass im ersteren Fall, aus 
den erörterten Gründen, der Einwurf richtig wäre, hier würde eben nur 
der Verlust auf die Staatsbeamten u. s. w. überwälzt. Erst nach längerer 
Zeit wird der gleiche Staatsaufwand (nach Quantität und Qualität, wenn 
man so sagen darf) wegen eines allgemeineren Höhergeheps der 
Preise, der Notwendigkeit von Theurungszulagen u. s. w. eine erheblich 
grössere Summe kosten, obgleich diese auch dann noch keineswegs durch- 
aus der Entwerthung des Papiergelds gegen Münze gemäss gewachsen zu 
sein brauchte. Unmittelbar mehr und im Verhältniss des Agio's mehr 
braucht der Staat nur zur Deckung seiner etwaigen Silberbedürfnisse, wenn 
dieselben nicht aus den Silbereinnahmen ganz zu bestreiten sind. Darin 
lag für Oesterreich die Hauptschwierigkeit Anfang des Jahrhunderts bei 
den Kriegen im Auslande, und jetzt wieder wegen der Silberzinsen für 
das Nationalanlehen und einige auswärtige Anlehen, und wegen des grossen 
Militäretats in Venetieu. Hier ist dann ein besonderes Agioconto unter die 
Ausgaben zu setzen, wie im Voranschlage f. 1861 10 Mill. fl., eine Summe, 
die nicht einmal ausreichen wird. Der Staat empfindet hierbei das Agio 
viel schneller und härter, weil die Zettel keinen ganz allgemeinen, 
sondern nur einen partiellen Zwangscurs haben. Inso ferne steigert 
die Entwerthung der Zettel gegen Münze allerdings das Deficit sofort, 
und je länger sie anhält, desto mehr. Neben der Verschlimmerung der Finanz- 
lage durch die vor sich gehende Preisveränderung, welche das Agio schliess- 
lich verursacht, wirkt aber die Entwerthung und Schwankung des Papier- 
geldes vornemlich indirect auf die Verschlechterung der Finanzlage hin, 
nemlich durch die Erschütterung des Staatscredits und die Vertheuerung 
der Anlehen, und dies Moment war im Ganzen wenigstens in der neueren 
österr. Papiergeldperiode seit 1848 wohl von nachtheiligerem Einfluss auf 
die Finanzen, als das Moment der Preissteigerung. Aus dem Dargelegten 
geht übrigens auch hervor, wie wichtig die Herstellung des Geldwesens, 
sobald dasselbe einmal durch länger andauernde Zerrüttung seine schäd- 
lichen Wirkungen geäussert hat, für die Herstellung des Gleichgewichts im 
Staatshaushalte ist, und es erweist sich als Cirkelschluss , wenn man die 
Herstellung der Valuta von der vorausgehenden Beseitigung des DeGcits 
abhängig machen will, was in Oesterreich unter „Practikem", die sich vor 
eingreifenden Maassregeln scheuen, eine sehr beliebte Auflassung ist. Wie 
in allen solchen Fällen, so herrscht auch zwischen Deficit und Papiergeld- 
misswirthschaft eine Wechselwirkung, und ist die Ueberemission von Papier- 
geld ursprünglich aus der momentanen Unmöglichkeit, (richtiger Schwie- 
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der beiden Maassregeln, Suspension der Baarzahlungen und De- 
cretirung des Zwangscurses , nur Überhaupt möglich ist, Alles 
dafür zu sprechen, sie vorzunehmen, da die etwaige Belästigung 
des Verkehrs durch das unmittelbare, nicht mit Zwangscurs 
versehene Papiergeld bei Weitem nicht so schwer wiegt, wie die 
geschilderten Wirkungen des, anderen. Die Möglichkeit der 
Trennung lässt sich unschwer deduciren und hat auch die Er- 
fahrung für sich. 

rigkeit oder dem Mangel an Energie des Willens) hervorgegangen, für 
vergrößerte Ausgaben die Mittel zur Deckung in grösseren ordentlichen 
Einnahmen zu finden. Wenn man aber sieht, dass all mal ig die Kosten 
der ferneren Ausbeutung der Papiergeldausgabe grösser werden, als die 
für die Herstellung des Geldwesens zu verwendenden, — was z. B. für 
die Jetztzeit ziffernmässig nachgewiesen werden kann — , dann ist es 
offenbar nothwendig im Interesse der Hebung des Deficits, die 
Herbeiführung der Ordnung im Geldwesen zn versuchen. Im entgegen- 
gesetzten Fall würde die Finanzlage nur immer schlechter werden und am 
Ende bleiben dann Maassregeln, wie die von 1811, das einzig Mögliche. 
Ohnehin kann ein Staat, wie ich stets gern von Neuem hervorhebe, weil 
ich bis jetzt darin nicht widerlegt bin, lange Zeit selbst grosse Deficits 
aushalten, nicht aber die andauernde Zerrüttung seines Geldwesens, 
diese Pestbeule seines Kredits. 

Der Mangel an einfachster Logik, mit der diese Fragen öfters behandelt 
werden, zeigt sich auch noch in folgender Unterstellung. Man nimmt ein 
ziemlich allgemeines Steigen der Preise u. s. w. einigermaassen im 
Verhältniss des Agio's an, und deducirt daraus, wie die Ausgaben 
des Staats gestiegen, die Einnahmen nominell gleich geblieben seien. Es 
handelt sich dabei wohlbemerkt immer nur um Veränderungen im Geld- 
werth, bei gleichbleibendem Quantum und Quäle der Leistungen. Folge- 
richtig wird alsdann gegen, die Erhöhung der Steuern nach Maassgabe 
des Agio's nichts einzuwenden sein, weil sich das Einkommen, die Preis- 
sitze u. s. w. der Hypothese nach ja entsprechend geändert haben sollen. 
Dennoch aber wird hiegegen polemisirt, oder es z. B., wenn die Reduction 
der Noten im Nennwerth dem Silberagio gemäss durchgeführt werden soll, 
für unthunlich erklärt, die Steuern um den Betrag des Silberagio's erhöht, 
oder nach der Devalvation im vollen neuen Nennwerth des Papiergelds 
zu fordern. Hier scheut man sich vor dem streng logischen Schlüsse, 
weil man die practische Schwierigkeit fühlt; das Erkennen der letzteren 
sollte aber zum Aufgeben der falschen Prämissen führen, aus welchen jener 
mit der wirklichen Lage der Dinge in Widerspruch befindliche Schluss 
nothwendig folgt. Diese Prämissen dann doch festzuhalten in ihrer ganzen 
Ausdehnung und den Schluss nicht wagen, ist unlogisch. 
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Das ohne Zwangscurs umlaufende Papiergeld , welches auch 
nicht etwa vom Staate zur Steuerzahlung angenommen werden 
durfte , könnte schlimmsten Falls bis zum Unwerthe sinken , wo 
dann die resp. Besitzer auf einmal den ganzen Verlust liquidirt 
hätten. In kleinerem Maassstabe, z. B. bei der Zahlungseinstel- 
lung einer einzelnen kleineren Zettelbank, kann dieser Fall ja 
leicht vorkommen. Hier wird nicht einmal an die Eventualität 
des Zwangscurses gedacht. Die Circulation wird davon überhaupt 
wenig berührt, Preismaass und Währung natürlich gar nicht ge- 
fährdet. Das betreffende Papiergeld kann auch mitunter, wenn es 
noch Aitwas mehr Garantien für die zukünftige Wiedereinlösung 
bietet, im Verkehr nach dem freien Uebereinkommen der Parteien 
zu einem wechselnden, nach den gewöhnlichen Gesetzen von 
Angebot und Nachfrage mit Rücksicht auf die Wahrscheinlichkeit 
dermaleinstiger Wiedereinlösung sich regulirenden Kurse unter 
Pari zu Zahlungen verwendet werden, wie ja ebenfalls öfters 
geschehen ist. 

Unüberwindlich sind die Schwierigkeiten auch nicht, wenn 
etwa ein Staatspapiergeld, wie die Bankozettel, oder die Noten 
einer Ouasistaatsbank, wie es unsere grossen europäischen sind, 
uneinlösbar werden, vorausgesetzt, man beabsichtigt nicht 
eine weitere Ausdehnung der Notencirculation zu finanziellen 
Zwecken, in welchem Falle sich die Sache schwieriger gestalten 
würde. Selbst wenn dieses bisher einlösbare Papiergeld in relativ 
beträchtlicher Menge circulirt, also in ziemlichem Umfange die 
gewöhnlichen Umsätze neben dem baaren Gelde vermittelt haben 
sollte, kann man wohl vom Zwangscurs nach eingetretener Un- 
einlösbarkeit abstrahiren, wenn im concreten Falle dazu auch ein 
gewisser heroischer Muth gehören mag, wie ihn nicht jede Re- 
gierung besitzt. Hier würde, je nach dem Credite, den das 
Papiergeld jetzt noch verdiente, dasselbe wohl zu einem wech- 
selnden Kurse oder Disagio neben der Münze in Zahlungen nach 
freier Willkür benützt werden können. Die Unbequemlichkeiten, 
welche das im practischen Leben hat, sind nicht der Art, dass 
die fernere Benützung zu Geldzwecken ganz ausgeschlossen würde. 
Jedenfalls bliebe daneben das Metallgeld im Verkehr, es wäre 
nach wie vor Preismaass und allein legales Zahlungsmittel, die 
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Verwirrang im Geldwesen würde nicht in Permanenz erklärt, die 
Verluste am Disagio vertheilten sich und würden wiederum bald 
»abgeschüttelt.« 

Die Verhältnisse würden einige Aehnlichkeit mit denen bieten, 
welche wir jetzt im Venetianischen sehen: Hier hat bekanntlich 
die Verordnung v. 27. Dec. 1860 den Banknoten der National- 
bank ebenfalls den Zwangscurs verliehen, welcher aber durch die 
starre Opposition der Bevölkerung factisch in vieler Hinsicht 
beseitigt ist. Die Italiener haben sich zu helfen gewusst, 
indem sie im Falle der Bezahlung von Waaren in Banknoten 
unmittelbar um das Agio mit dem Preise in die 
Höhe gingen. Sie nehmen im Handel und Wandel unter sich 
nach wie vor den Silbergulden als Preismaass an und berechnen 
den Papiergulden nur dem Kurse entsprechend zu so und so viel 
Neukreuzer. Als der Zwangscurs in Venedig decretirt wurde, 
stand das Agio etwa 43, der Papiergulden, galt also ca 70 Neu- 
kreuzer. Eben weil man das Preissteigen nicht hindern kann, 
lässt sich, sobald Silber Preissmaass bleibt, wenig machen. Der 
Zwangscurs könnte dann wohl auch dort bald zur legalen Doppel- 
währung, und damit nach kurzer Zeit factisch zur blossen 
Papiergeldwährung führen, wenn der Schuldner, wie es sonst 
zu geschehen pflegt, die Vortheile, welche ihm das Gesetz bietet, 
für sich ausbeuten möchte. Hier hilft aber das enge Zusammen- 
halten der Bevölkerung wider die Regierungsverordnungen, die 
strenge Kritik der öffentlichen Meinung und die traditionelle Anti- 
pathie des Italieners gegen Papiergeld über manche Schwierigkeiten 
hinweg. Verwendet wird die entwerthete Banknote im Nennwerth 
nur, wie es erlaubt ist, zu den meisten Steuerzahlungen, welche 
dadurch in Wirklichkeit für die Italiener um fast ein Drittel, je 
nach dem Curs, sich vermindert haben. Bei einzelnen Monopols- 
artikeln musste sich die Regierung selbst schon durch Empor- 
gehen mit den Preisen vor allzugrosser Einbusse sichern, wodurch 
aber das von den Venetianern verfolgte Princip der Annahme des 
Papiergelds nach dem Kurswerth im Grunde nur anerkannnt wird, 
dem Geiste der Gesetze über den Zwangscurs zuwider. 

Jedenfalls sieht man, dass sich Metallwährung und Münz- 
Circulation auch neben einem uneinlösbaren Papiergelde aufrecht 
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erhalten und das letztere doch zu Geldzwecken verwendet werden 
kann, sobald nur die Preise und Verbindlichkeiten 
nach wie vor in Münze festgesetzt und darin, resp. 
im Papiergelde nach dem Tagescurse, bezahlt und 
erfüllt werden. Hier geht der Process der Preis- 
steigerung und des Theurerwerdens von Silber 
genau gleichzeitig und gleichmässig vor sich, hier 
lässt sich die allgemeine Entwerthung des Papiergelds, also 
auch die Abnahme seiner Kaufkraft gegen Waaren, genau nach 
dem Stande des Silberagio's anschlagen, hier würde einer even- 
tuellen Nennwerthreduction des Papiergelds und einer Umrechnung 
der in Papiergeld contrahirten Schuldverbindlichkeiten auf Silber- 
münze, wie in der bekannten Reductionstabelle des Patents vom 
20. Febr. 1811 nach Maassgabe des jeweiligen Agio's, nichts 
im Wege stehen, und diese Verfügung hier, aber auch nur 
hier, in der That bloss einen factischen Zustand gesetz- 
lich anerkennen, mit welchem Satze man bekanntlich gerne 
sonst die Thunlichkeit der legalen Devalvation des Papiergelds 
vertheidigt hat, aber sonst eben mit Unrecht. Vor Allem aber, — 
und das ist der für die Frage der Notwendigkeit des Zwangs- 
curses besonders in Betracht kommende Schluss — , hier fiele 
für den Staat ein sehr grosser Theil, möglicher Weise fast 
der ganze augenblickliche Vortheil fort, den er aus der 
Ausgabe eines Papiergelds mit Zwangscurs längere Zeit beziehen 
kann, und welcher darin besteht, dass eben die Preise der Güter 
und Leistungen, sobald das Papiergeld Wahrung und Preismaass 
wird, nicht sofort in die Höhe gehen. Möglich, dass die Preis- 
steigerung, also die allgemeine Abnahme der Kaufkraft des 
Papiergelds, auch gegen Waaren, ebenfalls rascher und mehr 
sprungweise stattfände, wenn, wie in Venedig, auf einmal der 
Uebergang von einlösbaren Zetteln oder Null Procent Agio auf 
40 — 50 Procent erfolgte. Aber in der Regel ist die Entwicklung, 
wie die Sachen sich zuzutragen pflegen, viel langsamer und ganz 
unfühlbar wird das Papiergeld Preismaass und Währung, erst 
nach und nach, und in den ersten Zeiten oft auch um wenige 
Procente steigt das Silberagio, so dass alsdann für die meisten 
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und wichtigsten Fälle das Papiergeld relativ stabil, das Metallgeld 
veränderlich zu sein, gewöhnlich theurer zu werden scheint. 

Hat man demnach die Wahl mit der Uneinlösbarkeit der 
Zettel gleichzeitig den Zwangscurs auszusprechen oder nicht, so 
wird man mit Rücksicht auf die verderblichen, und gerade mit 
der Zeit erst mehr und mehr hervortretenden Wirkungen des 
Zwangscurses gewiss gut daran thun, vom Zwangscurs abzusehen. 
Ohne zu grosse Gefährdung der wirthschaftlichen und finanziellen 
Interessen kann derselbe nur etwa dann eingeführt werden, wenn 
die Bankozahlungen wegen plötzlicher Paniques, vorübergehenden 
Mangels an Baargeld u. s.w. eingestellt werden müssen, wo 
dann die Decretirung des Zwangscurses im Interesse des Credits 
der Zettel selbst sich empfehlen kann. Aber die Voraus- 
setzung ist eben dann, dass die Papiergeldmenge nicht 
weiter vermehrt oder dass sofort ein nicht zu hoch gegriffenes 
Maximum dafür festgestellt werde. So war es z. B. be- 
kanntlich in dem Decret vom 15. März 1848, welches die un- 
einlösbar gewordenen Noten der Bank von Frankreich zum legalen 
Zahlungsmittel erklärte. 

Gerade in einer Lage der Dinge, wie 1796— 97, 1848, 
1859 in Oesterreich, wie zu verschiedenen Zeiten in England 
und anderen Ländern hat man aber jene Wahl zwischen un- 
einlösbarem Papiergelde mit oder ohne Zwangscurs nicht. Hier 
handelt es sich oft weniger um die Schwierigkeit, die bisherige 
Zettelmenge einlösbar zu erhalten, was vielleicht noch möglich 
wäre, als noch mehr Zettel auszugeben, was dann erst mit der 
Aufrechthaltung der Einlösbarkeit unvereinbar ist Hier muss 
der Staat in der einen oder anderen Form den Zwangscurs de- 
cretiren, wenn er anders einen bedeutenden Nutzen von der 
Papiergeldausgabe ziehen und namentlich sofort sich in die 
Lage versetzen will, mittelst der Zettel, statt mittelst des baaren 
Geldes, das er sich nicht zu verschaffen vermag, über eine ent- 
sprechende Menge »Kaufkraft« zu verfügen. Der Hinweis auf 
die traurigen späteren Folgen des Zwangscurses, welcher mit 
einem stets in Vermehrung begriffenen Papiergelde verbunden ist, 
so unbestreitbar Alles sein mag, was darüber gesagt wird, ist 
daher nur hier in diesem Falle ohne Gewicht Diese Folgen sieht 
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auch der Staat schon, wenn er den Zwangscurs decretirt, aber 
er hofft eben, später die Mittel zu finden, sich ihnen zu entziehen, 
sie zu paralysiren, und kann jedenfalls in der Noth des Augen- 
blickes, welche zur Benutzung der Papiergeldausgabe führte, keine 
Rucksicht darauf nehmen. Die Polemik müsste sich also nicht 
gegen den Zwangscurs an sich, nur das unentbehrliche Mittel 
zum Zwecke, sondern gegen den Zweck, gegen den Miss- 
brauch und die colossale Vermehrung des mit Zwangscurs 
versehenen Papiergelds wenden. Die Behauptung, dass Öster- 
reich gegenwärtig, wie in der Bankozettelperiode wegen der 
Decretirung des Zwangscurses für sein uneinlösbares Papiergeld 
von so schweren, weil so anhaltenden und Alles durchdringenden 
finanziellen und wirthschaftlichen Uebeln heimgesucht sei, ist zwar 
vollkommen richtig, nur beweist sie in dieser Frage nichts und 
am Allerwenigsten folgt daraus, dass die Verhängung des 
Zwangscurses der Irrthum und das Uebel gewesen. Hätte 
man 1796 und 1848 Alles so klar gesehen, was kommen wird, 
wie 1811 und 1861, so würde das vielleicht zu einer ganz an- 
deren Politik gedrängt und von der Benutzung des Papiergelds 
zu finanziellen Zwecken abgemahnt haben, aber wäre das dennoch 
nicht der Fall gewesen, so hätte man dann doch consequent 
vorwärtsschreiten und, der unvermeidlichen üblen Wirkungen be- 
wusst und gewiss, den Zwangscus decretiren müssen. Die all- 
gemeine Erfahrung spricht auch dafür, dass man in der That in 
Fällen, wie in Oesterreich 1796 und 1848, überall mit der 
Uneinlösbarkeit der Zettel oder mit der weiteren starken Ver- 
mehrung derselben zur Bestreitung von Staatsausgaben die Ein- 
führung des Zwangscurses vorgenommen hat. 

Würde der Zwangscurs dennoch in solchem Falle nicht 
ausgesprochen, so entspränge daraus auch unmittelbar die Not- 
wendigkeit, die Zettel nicht zu Steuer- und sonstigen Zahlungen 
an den öffentlichen Kassen anzunehmen, zunächst wenigstens nicht 
im Nennwerthe, weil ja der Staat sie auch nicht seinerseits dazu 
in Zahlungen verwenden könnte. Würden sie gar nicht an- 
genommen, wie es in der Consequenz des Princips hegt, so lässt 
sich in der That kaum sagen, bis zu welchem Grade der Ent- 
werthung gegen Silbermünze ein Papiergeld ohne Zwangscurs 



der österreichischen Bankozettelperiode. 623 

sinken könnte, welches weder einlösbar ist, noch nach dem 
Nennwerthe in Steuerzahlung angenommen wird, welches in be- 
ständiger Vermehrung begriffen ist, und somit täglich weniger 
Chancen hat, bald oder nur überhaupt einmal wieder eingelöst 
zu werden, und dessen Vermehrung, wenn es irgendwie zur 
Bestreitung von Staatsausgaben noch soll dienen können, nur um 
so rapider und massenhafter werden müsste, je niedriger sein 
Curs gegen Münze stände. Die Erscheinungen, welche erst am 
Schlüsse der Bankozettelperiode eintraten, würden hier nach 
kurzer Zeit sich zeigen. Ein solches Papiergeld hätte offenbar 
für den geldbedürftigen Staat wenig Werth, bald gar keinen 
Nutzen mehr, und insoferne ist es freilich wahr, dass die Cala- 
mität bald überwunden sein würde, welcher der Zwangscurs zur 
längeren Dauer und damit zur Bewirkung aller einschneidenden 
Folgen verhilft. 

Würde der Staat das Papiergeld zum Curswerthe in Zah- 
lung annehmen, so würden die eben geschilderten Folgen nicht 
so rasch und nicht gleich so stark hervortreten, aber sie würden 
doch nur auf einige Zeit verschoben. Die Nachfrage, welche 
nach dem Papiergelde zur Leistung der Steuerzahlungen stattfände, 
kann nicht sehr bedeutend sein, sobald, dem Princip gemäss, da- 
bei kein wesentlicher Vortheil wäre, Zettel nach dem Curse oder 
Münze zur Zahlung zu verwenden. Praktische Inconvenienzen 
der grössten Art ergeben sich aber sofort. Es würde kaum an>- 
ders möglich sein, als den Staatscassen die Annahme der Zettel 
nach einem Durchschniltscurse oder einem bestimmten Curse aus 
einem vorhergehenden Zeitraum vorzuschreiben. Ist der 
gegenwärtige Curs günstiger, als dieser Cassencurs, so würde 
das Papiergeld nicht zu Steuerzahlungen verwendet werden, ist 
er ungünstiger, so würden die öffentlichen Kassen unter einer 
Ueberschwemmung von Zetteln leiden, und neue Verluste enstän- 
den für den Staat. Alles, was sich gegen einen Kassencurs 
z. ,B. der Goldmünze neben der Silberwährung sagen lässt, gälte 
hier in noch erhöhetem Maasse. In diesem Falle eines für einige 
Zeit fixirten Kassencurses, wie in dem anderen, wo etwa die 
Zettel nur nach dem jedesmaligen Tagescurse in Zahlung ange- 
nommen würden, -- vorausgesetzt, es sei möglich, dies durch- 
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zuführen — , würde der Staat unter Conjuncturen , welche ein 
weiteres Sinken des Papiergelds gegen Münze wahrscheinlich 
machen, stets grosse Einbussen erdulden, er wie jeder Privatmann 
würde zu einem Speculanten auf das Agio. Zeiten, wie 1796 
und 1848, wo gerade zu staatlichen Zwecken das Papiergeld 
so stark vermehrt wird, und sonst die politischen und finanziellen 
Verhältnisse und Aussichten trübe sind, werden aber naturgemäss 
immer Conjuncturen für eine weitere Baisse der Zettel darbieten. 
Bald wird zur Bestreitung eines quantitativ und qualitativ gleichen 
Aufwands nur eine um so grössere neue Papiergeldausgabe nöthig 
werden, nur neue grössere Entwerthung, neue grössere Emission 
und so fort in infinitum. Das Alles tritt bei einem lange an- 
dauernden, ebenfalls stark vermehrt werdenden Zwangscurspapier- 
gelde auch mit der Zeit ein, aber eben darin liegt der Vortheil 
für die Finanzverwaltung: mit der Zeit, all mal ig, nicht so 
rasch und stark, wie in dem Falle, wo der Zwangscurs fehlt. 

Der Nutzen des Zwangscurses beruht wesentlich mit darauf, 
dass die Preissteigerung nicht gleich von Anfang an 
gleichen Schritt mit dem Disagio der Zettel oder dem Steigen 
des in Papiergeld gemessenen Silberpreises hält. Das ist aber für 
den Staat im Augenblicke das Wesentliche, und recht eigent- 
lich auf den Augenblick, den gegenwärtigen Zeitpunkt 
wo man Mittel dringend bedarf, kommt es hier an. Hat die 
Preissteigerung einmal sich im Yerhältniss des Agio's vollzogen, 
so fällt ein erheblicher Theil des Vortheils der Papiergeldschaffung 
fort. Wo die Zettel nur nach dem Curswerthe gegen Münze an- 
genommen werden, da ist diese Preissteigerung — die Preise in 
Papiergeld berechnet — sofort vorhanden, welche beim 
Zwangscurspapiergeld erst in Folge eines langsamen Aus- 
gleichungspro cesses eintritt. Unter Verhältnissen, wie 
jetzt im Venetianischen , hat der Staat von der Benutzung des 
Papiergelds bei Weitem weniger Vortheil, selbst wenn ihm nicht, 
wie jetzt, die Beschaffung des Papiergelds plus dem Agio gerade 
so theuer käme, wie die der Münze, da er auf die Vermeh- 
rung der Zettel verzichtet hat In Lagen, wo man zur Papier- 
geldausgabe zu finanziellen Zwecken schreitet, wiegt hauptsäch- 
lich nur der Moment schwer, kann man die Zukunft nicht berück- 
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sichtigen und muss nur trachten, die Lasten für den Augenblick 
durch Vertheilung derselben auf längere Zeiträume zu vermindern. 
Dem Principe nach geschieht das durch die Decretirung des 
Zwangscurses und durch die Verzögerung des Processes der 
Preissteigerung und die Vertheilung der letzteren auf längere 
Zeiten ebenfalls, wie durch die anderen Methoden, in welchen 
man im Beginn einer Finanzklemme die Mittel für die Gegen- 
wart durch Anticipationen von der Zukunft zu beschaffen sucht. 
Es kommen hier noch manche andere Seiten der Frage in 
Betracht, namentlich würde die theoretische Erklärung zu suchen 
sein, warum der Process der Preissteigerung beim Zwangscurs- 
papiergeld sich langsamer vollzieht, und wie er überhaupt eintritt. 
Aus dem Gegensatze zwischen Zetteln mit dem Zwangscurse im 
Nennwerthe und solchen, die (gezwungen oder freiwillig) nach 
dem Curswerthc in Zahlungen benutzt werden, ergeben sich noch 
einige Schlüsse, welche nicht ohne Wichtigkeit für die Frage 
nach dem Einflüsse des Moments der Menge auf den Gcldwerth 
sind. Auch laufen hier einige Trugschlüsse oder Irrthümer der 
Vertheidiger der Annahme der Zettel nach dem Curswerthe unter. 
Man sagt z. B. die Silbermünze werde nicht aus dem Umlauf ver- 
drängt, sobald nur das Papiergeld nicht zum legalen Zahlungsmittel 
gemacht würde. Zugegeben, dann folgt aber daraus, dass jede 
weitere Vermehrung des ohne Zwangscurs umlaufenden Papier- 
gelds um J50 stärker auf die Entwerthung desselben hinwirke, 
soferne im Allgemeinen der Zahlmittelbedarf eine einigermaassen 
fixe Grösse ist. Nimmt man z. B. für letzteren beim Beginn der 
Suspension der Einlösbarkeit 500 Mill. fl. an, wovon 100 Mill. 
bisher einlösbare Noten, der Rest Silbermünze, so würde, der 
»Quantitätstheorie« nach, bei einer Vermehrung der Zettel auf 
300 Mill. der Curs derselben gegen Münze schon auf den dritten 
Theil gesunken sein, wenn der Bedarf nach Zahlmitteln gleich 
blieb und die Münze nicht ausgeführt wird. Dies würde von 
Neuem die Unbrauchbarkeit eines Papiergelds ohne Zwangscurs 
in allen den Fällen zeigen, wo damit grosse finanzielle Bedürfnisse 
einstweilen gedeckt werden sollen. Eben die Leere, welche beim 
Papiergelde mit Zwangscurs durch die Verdrängung der Münze 
entsteht, ermöglicht einen höheren Werth, und damit eine grössere 
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Vermehrung der Zettel, wegen des Verkehrsbedarfs an Zahlungs- 
mitteln, der dadurch nach Papiergeld hervorgerufenen Nachfrage. 
Auf einzelne dieser Momente in den angeregten Fragen werden 
wir in dem zweiten Artikel zurückkommen. Die vorhergehenden 
Sätze sollten meiner Ansicht vom Einfluss der Geld-Menge, 
vom Begriff des Bedarfs an circulirendem Medium, um einen 
etwas vagen Ausdruck absichtlich zu wählen, von dem, was als 
Wesen der „Circulation" und als Bestandtheil derselben zu 
gelten hat, nicht präjudiciren. Namentlich verwahre ich mich 
dagegen, als erachtete ich nur Münze und Zettel (Banknoten) als 
Bestandtheile der Circulation. Zur Vereinfachung der Beispiele 
darf man das wohl thun. Das in den vorhergehenden Erörte- 
rungen über den Einfluss des Zwangscurses uneinlösbaren Papier- 
gelds enthaltene Material zu weiteren Schlüssen ist für die 
wichtigsten Principienfragen in diesem Gegenstand von Bedeutung, 
namentlich werden dadurch auch die nöthigen Vorfragen zur 
Aufstellung einer richtigen Kritik des Patents v. 1811 grossen- 
theils schon beantwortet Wir behalten uns die Recapitulation 
der Hauptergebnisse der Untersuchungen in diesem Abschnitte 
für später vor. 

IV. Heilversuche verschiedener Art bis zum Patente vom 
26. Februar 1810. 

Zum Schlüsse dieses ersten Artikels wollen wir uns mit 
folgender Erörterung wenden. Die Absicht des Staats bei der 
Decretirung des Zwangscurses ist, das Papiergeld gleich der 
Münze verwenden, damit über die gleiche Menge , „Kaufkraft", 
wie mit dieser verfügen zu können. Der Zwangscurs wird daher 
practisch für den Staat theilweise illusorisch, sobald dennoch ein 
Disagio der Zettel besteht und eine Erhöhung der Preise von 
Waaren u. s. w. eintritt. Auch das Disagio allein vertheucrt die 
Beschaffung der etwa nöthigen Edelmetallmassen und übt einen 
Einfluss auf allmaliges Steigen der Preise aus. Dies wie jenes 
zu verhindern liegt daher ebenso sehr im Interesse des 
Staats, wie in der Idee, welche die Anordnung des Zwangskurses 
eingab. Der Zweck des letzteren wird allein vollständig erreicht, 
wenn kein Disagio und keine andere Steigerung der Preise, kein 
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anderes Schwanken derselben, als beim Bestehen der einfachen 
Metallwährung erfolgte. 

Die Verbote des Agiotirens mit Münze, die Erlasse von 
Preistaxen, wider Preissteigerungen, Gesetze über Maximalpreise 
und andere dergleichen Verfügungen mehr, wie wir ihnen während 
der französischen Assignatenwirthschaft, und theilweise in den 
verschiedenen Perioden der österr. Papiergeldemission begegnen, 
sind daher nicht an sich unlogisch, unsinnig, sondern nur die 
consequente Verfolgung der Zwecke, welche inan beim Aus- 
sprechen des Zwangscurses im Auge hatte, durch alle Fälle des 
practischen Lebens hindurch, in denen vom finanziellen Gesichts- 
punete aus die Annahme des Papiergeldes in gleichem Werthe 
mit Baargeld wünschenswerth erscheint Diese Verordnungen 
sind an sich wohl unpractisch und undurchführbar, sie erreichen 
ihren Zweck so wenig, wie die Decretirung des Zwangscurses, 
aber folgerichtig gehen sie aus letzterer Maassregel hervor, als 
deren nothwendige Consequenzen sie die Verwerflichkeit dieser 
Verfügung, dadurch, wie wir sehen, indirect aber nur die der 
ganzen heillosen Staatspapiergeldwirthschaft abermals zeigen. Der 
eine Versuch, ein Uebel in seinen Wirkungen zu beseitigen, 
nothigt nur sofort zu anderen, ebenso vergeblichen. 

In der Bankozettelzeit sind insbesondere die Erlasse wider 
die Aufkäuferei und das Agiotiren des vollwichtigen Metallgelds, 
mit fortschreitender Entwertung der B.-Z. gegen Münze auch der 
Scheidemünze sehr zahlreich. Desgleichen erfolgten häufige Be- 
schränkungen und Verbote der Münzausfuhr. Alle diese Ver- 
ordnungen werden sehr oft von Neuem eingeschärft, je mehr die 
Lage der Dinge eine natürliche Reaction gegen diese Bestim- 
mungen bedingte. 

So wurden durch k. EntSchliessungen vom 22 Mai 1799, 
um den Unterschleif bei der Ausfuhr der grösseren Münzsorten 
hintan zu halten, die älteren, die Ausfuhr erbländischer 
Gold- und Silbermünzen betreuenden Patente vom 26. Mai 1746, 
22. April 1752 und 27. Dec. 1755 erneuert und deren Bestim- 
mungen auch auf alle ausländischen Gold- und Silbermünzen 
ausgedehnt. Ferner sollten demzufolge von jetzt an Ausfuhrpässe 
für baares Geld nicht mehr von den Münz- und Probierämtern, 
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sondern bei der Finanzcommercialhofstelle in Wien, in Ungarn 
bei der Hofkammer, in Siebenbürgen beim Thesauriat, in den 
deutschen und galizischen Erbländern bei den Länderstellen aus- 
gestellt werden. Diese Verfügung zeigt deutlich die Absicht, 
die Ausfuhr rein nach politischen Gründen zu regeln, während 
bisher doch mehr volkswirthschaftliche Anschauungen dabei maass- 
gebend waren. Das baare Geld durfte auch nur durch den Post- 
wagen ausser Landes geschickt werden. Reisende mussten für 
Summen über 500 Ducaten oder 2250 fl. Silbermünze, die sie 
mit sich hinausführen wollten, ebenfalls besondere Pässe lösen. 
Die Grenzzollämter wurden zur sorgsamsten Aufmerksamkeit er- 
mahnt und sollten im Falle unterbliebener Anmeldung das Geld 
als Schleichwaare zu Gunsten des Fiscus confisciren. Als später 
der Münzexport durch Reisende auf Grund der erwähnten Er- 
laubniss zu einem Gewerbe geworden zu sein scheint, verfügte 
das H. D. v. 20. Sept. 1803, dass solchen öfters Hin- und Her- 
reisenden nur die Mithinausnahme von 25 fl. zu gestatten sei. 

Von 1802 an begannen die Verordnungen wider die Agiotage 
mit Scheidemünze häufiger und heftiger zu werden. Das Patent vom 
12.0ct. 1802 constatirte, dass trotz der vielen Millionen 7-Kreuzer- 
stücke und Kupfergeld, die in den Verkehr gesetzt wurden, sich 
dennoch vielfach ein Mangel an kleinen Münzgattungen zeige, 
wofür nur die den schon früher geltenden Münzpatenten v. 26. 
Mai 1746 und 12. Juni 1768 zuwider laufende Agiotage und 
gewinnsüchtige Speculationen verantwortlich zu machen seien. 
Deshalb verbot dies Patent von Neuem aufs Schärfste mit Scheide- 
münzen zu agiotiren, d. i. „dieselben mit Aufgabe einzu- 
wechseln, zu kaufen oder auf irgend eine Art damit Handel 
zu treiben, desgleichen dieselben zu Kippen auszuwägen, ein- 
zuschmelzen, oder was immer für einen Unfug zu unter- 
nehmen, der bereits in alten Münzgesetzen — verboten sei." 
Dasselbe Gesetz verbot auch alle Ausfuhr von inländischen Scheide- 
münzen aus den Erblanden in's Ausland, und umgekehrt alle 
Einfuhr von in- und ausländischen silbernen und kupfernen 
Scheidemünzen aus dem Auslande in die Erbstaaten. Die schwer- 
sten Strafen für Zuwiderhandelnde wurden angedroht, Strafe der 
Contrebande, Confiscation des Betrags und poena dupli, Confis- 
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cation des Fuhrwerks, und zwar nicht wie im Fall der wirklichen 
Betretung auf der That und der Ergreifung des Corpus delicti, 
sondern auch auf genügende Inzichten hin. Denunciantenbelohnun- 
gen sollten Complicen zum Verrathe verlocken, das „Apprehenden- 
drittel" die Zoll- und sonstigen Beamten eifriger machen. Alle 
diese unmoralischen Bestimmungen der älteren Zeit wurden im 
Gefolge der B.-Z.-Wirthschaft von Neuem hervorgesucht. Wie 
wenig alle diese Verbote gegen die Natur der Dinge und die 
Gesetze der Volkswirtschaft vermochten, ergiebt sich aus der 
Nothwendigkeit, sie so oft von Neuem durch die Hofstellen und 
besonders die Verwaltungsbehörden einschärfen zu lassen, z. B. 
donnerte das Circular v. 28. Juni 1806 wieder gegen das Auf- 
sammeln und Einwechseln der Kupfermünze, und warnte nament- 
lich vor den Handelsjuden und anderen Parteien, welche eigens 
in den Städten und auf dem Lande herumgingen, Kupfergeld mit 
Aufgabe aufzukaufen. Für die neuen Bankozetteltheilungsmünzen 
wurden die Agiotage- und Ein- und Ausfuhrverbote ebenfalls 
gleich ausgesprochen, was bei dem so unendlich leichten Münz- 
fusse derselben weniger dringend war (25. März 1807). 

Mehrere andere Verfügungen aus der späteren Zeit der 
Bankozettel gingen aus einer ähnlichen Tendenz wie die Münz- 
ausfuhrverbote u. s. w. hervor, hatten aber doch gleichzeitig noch 
weitergehende Zwecke, wir werden darauf im folgenden Artikel 
mit zu sprechen kommen. Es sollte dadurch das Papiergeld 
recht eigentlich zur alleinigen Währung gemacht, Gold und Silber 
und die Münzen daraus mehr ihres Geldcharacters entkleidet wer- 
den. Von Epoche machender Bedeutung war hierfür bereits das 
neue strenge Wucherpatent v. 2. Dec. 1803, wodurch eigentlich 
die schliesslichen Consequenzen der Idee und des Zwecks des 
Zwangscurses der B.-Z. gezogen wurden. Dies Gesetz ist für 
das damalige Obligationenrecht namentlich wichtig und wirft Licht 
auf die Schuld Verhältnisse der dem Patente v. 1811 vorangehen- 
den Jahre. Es wird zweckmässig sein, die Erörterung des 
Wucherpatents deshalb ebenfalls zu verschieben. 

Zu den übrigen Maassregeln der Periode, welche sich mit 
dem Kampfe gegen die Wirkungen der B.-Z.-Wirthschaft ab- 
geben und den natürlichen Ausfluss der Idee des Zwangscurses 

ZeiUchr. f. Staatsw. msj. IV. Heft. 41 



630 Zw Geschichte und Kritik 

bilden, gehören endlich noch die Erlasse gegen die zunehmende 
„Theuer'ung", das Preissteigen u. s. w. Hieran ist die Periode 
nicht so reich, als man erwarten würde. Im J. 1801 wurden 
Wohlfeilheitscommissionen errichtet, einzelne Verordnungen be- 
sonders wider die Ausfuhr des Getreides, dessen Verteuerung, 
erfolgten wiederholt. Doch waren hierfür und für einige andere 
ähnliche Verfügungen auch andere Gründe mit maassgebend, die 
in der damaligen Wirthschafts- und Handelspolitik überhaupt zu 
suchen sind. Die Einfuhrzollerhöhungen, später das „Ausser- 
Handel-Setzen" gewisser, „unnöthiger" fremder Waaren, hatten 
zunächst den Zweck, den Jetzt besonders schädlichen Ausiluss 
baaren Geldes" zu verhindern oder zu vermindern, mitunter auch 
den weiteren, aus dem Ertrag von Extrazöllen Fonds für die 
Bestreitung besonderer Ausgaben oder zur Verminderung 
der B. -Z. zu bilden. 

Trotz aller dieser unrichtigen Maassregeln für Heilung des 
Uebels hatte die Regierung nemlich die Ursache der Entwer- 
tung der B.-Z. wohl erkannt. Zum Schlüsse wollen wir das 
Wichtigste, was zur Beseitigung des Uebels wenigstens nach 
richtigen Principien geschah, hier noch bis zum Jahre 
1810 und den damals erfolgenden wichtigen Maassregeln skizziren. 

Die Hauptursache lag in der übermässigen Vermehrung eines 
uneinlösbaren Zwangspapiergelds. Abhilfe konnte nur von der 
Verminderung der B.-Z. und später von der Wiederaufnahme der 
Baarzahlung erwartet werden. Schon im Patent vom 15. März 
1802, bei Gelegenheit einer Scheidemünzfrage, war der richtige 
und wichtige Grundsatz ausgesprochen worden, „dass die Summe 
der B.-Z. nicht vermehrt, sondern möglichst vermindert werden 
sollte." In der That gelang es, den Zettelumlauf in den Jahren 
1803 — 5 wenigstens ziemlich auf der bisherigen Höhe zu erhal- 
ten. Das Patent vom 27. Aug. 1803 machte sogar einen practi- 
schen Versuch zur Verminderung der Zettel. Nebst anderen 
dazu bestimmten Hilfsmitteln sollte ein Tilgungsfonds für die B.-Z. 
durch Erhebung eines Extrazolls (über den Tarif des Zoll- 
patents vom 2. Jan. 1788 hinaus), nemlich von 50 fl. für den 
Centner Kaffee, Kakao und Kandiszucker (andere Sorten nach 
Verhältniss) gegründet werden. Die hierdurch eingehenden Mittel 
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seien nicht für die laufenden Staatsausgaben, sondern einzig 
und allein zur Einziehung und Tilgung der einkommen- 
den B.-Z. zu verwenden. Ein weiterer Erlass v. 7. Febr. 1805, 
betreffend die Wiedervermehrung des vollwichtigen 
Conventionsmünzgeldes durch stärkere Ausprägungen, (also wieder 
ein Versuch, auf die Symptome des B.-Z.-Nothstands loszu- 
curiren), ordnete die Erhebung bestimmter Abgaben in Gold- 
und Silbermünze und darunter auch die jenes Extrazolls bis zur 
Hälfte darin an. Dass freilich mit solchen kleinen Mittelchen, 
zumal bei dem damaligen geringen Consumo jener Waaren und 
dem denselben noch hemmenden hohen Agio und Zolle, den 
Hunderten von Millionen B.-Z. gegenüber wenig auszurichten war, 
liess sich voraussehen und ist durch die Erfahrung bestätigt 
Jene Verordnungen sind nur interessant als Anzeichen einer Er- 
kenntniss des richtigen Weges und eines Versuchs, ihn zu be- 
treten. 

Einen ernstlicheren Anlauf nahm das Patent vom 20. Aug. 
1806. Damals hatten sich bereits bedenkliche Gerüchte von 
finanziellen Gewaltmaassregeln der Regierung in der B.-Z.-Ange- 
legenheit verbreitet, man sprach von gesetzlicher Reduction des 
Nennwerths auf den Curswerth u. s. w. Zu einer solchen Maass- 
regel wagte man sich aber damals noch nicht zu entschliessen 
und hielt auch den Zustand der Finanzen noch nicht für so ent- 
kräftet, um eine derartige Operation ergreifen zu müssen. In 
einem Erlasse vom 22. Juli 1806 trat die Regierung daher allen 
solchen Gerüchten entgegen und wiederholte auch in dem Patente 
vom 20. Aug., dass man von allen Gewaltmaassregeln Abstand 
nehme, die „eine plötzliche Stockung des allgemeinen Ver- 
kehrs erzeugen, die Grundfesten des öffentlichen Credits er- 
schüttern und die Glücksumstände vieler Tausende mit einem 
Male umstürzen könnten." Mit der naiven Offenheit des damali- 
gen patriarchalischen Absolutismus, in „offener und väterlicher 
Sprache" wurden die Ursachen und der Umfang des Uebels, die 
Mittel, es zu heilen, dargelegt. Die Gesetze jener Zeit lauten 
im Anfang immer sehr freundlich, appelliren an den guten Willen, 
und entschuldigen Geschehenes, um dann damit zu schliessen, 
dass es nun aber einmal so sei, man Recht habe, von den Unter- 
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thanen noch weit mehr zu verlangen, und sie Gott danken könn- 
ten, dass sie noch so gut dabei weggekommen seien. „Und bist 
du nicht willig, so brauch' ich Gewalt", heisst es zuletzt immer. 
Die österr. Finanzpatente aus dieser Periode sind in volkswirt- 
schaftlicher und politischer Beziehung sehr interessant Ange- 
sichts der Unmöglichkeit, die kostspieligsten Kriege durch Steuern 
oder Anlehen zu bestreiten, sei es unvermeidlich gewesen, „zur 
Vervielfältigung der Vorstellungszeichen des Geldes seine Zuflucht 
zu nehmen, also die circulirenden Wiener Stadtbankozettel von 
Neuem zu vermehren." Das sei aber eben nicht ohne Wirkung 
auf den Unwerth gegen Conv. -Münze, auf die Wechselcurse und 
die Preise aller Feilschaften geblieben. Indessen hatte man durch 
diese Zettelvermehrung doch nichts anderes gethan, als die ein- 
mal unumgänglich nöthigen Summen verschafft, welche auch sonst 
von den Unterthanen durch' ausserordentliche Steuern zu ver- 
langen gewesen wären. Jetzt könne Abhülfe nur in der Er- 
hebung einer Reihe von Abgaben gesucht werden, welche nach 
billigen und der Vermögenslage der Unterthanen entsprechenden 
Grundsätzen vertheilt werden sollen, um das Uebermaass des 
Papiergelds und die dadurch verursachte Theurung zu beseitigen. 
Der Appell an den vielbewährten, opferfreudigen Patriotismus 
fehlte auch damals nicht. 

Zunächst ward ein Anlehen von 75 Mill. fl. B.-Z. ausge- 
schrieben gegen Verpfändung der oben gewährten Zollaufschläge 
auf Kaffee, Zucker und Kakao des Patents vom 27. Aug. 1803. 
Die Betheiligung an diesem Anlehen war zwangsweise für 
Alle, welche mehr als 10,000 fl. bewegliches oder unbeweg- 
liches Vermögen besassen, eine Skala bezeichnete die mit der 
Grösse des Vermögens steigenden Minimalbeträge. Für kleinere 
Vermögen war die Betheiligung freiwillig. Das Anlehen war auf 
Zeitrenten, für 35 Jahre, jedes Jahr wurde ein Coupon im 
Betrage von 5°/o des Kapitals abbezahlt, und zwar halb in Conv.- 
Münze, halb in B.-Z. Die Bedingungen sind dennoch ungünstig. 
Neben diesem Anlehen sollte ferner in den deutsch-slavischen 
Erblanden von allen steuerbaren Realitäten neben der ordent- 
lichen Militär- und Kameralcontribution , von der ordent- 
lichen Judensteuer und von der nach dem fatirten Vermögen 
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repartirten Classensteuer für jedes der fünf Jahre 1807—11 ein 
50-procentiger Zuschuss als „Bankozetteltilgungsbeitrag" 
erhoben werden. Desgleichen waren für denselben Zweck und 
wahrend derselben Zeitdauer besondere Erhöhungen der Zoll- 
und Portosätze, Salz- und Tabakspreise in Aussicht genommen. 
Der Ertrag einer Repunzirungstaxe für alles Gold- und Silber- 
geräthe, nemlich 1 /a fl. p. Ducatenschwere Gold und */* A- P- 
Loth Silber, in Conv. M. zu entrichten, hatte dieselbe Bestim- 
mung, und desgleichen sollten alle im Umtausch gegen Kupfer- 
münze in den Jahren 1807 — 11 eingehenden B.-Z. vernichtet 
werden. Die Herbeiziehung Ungarns und Siebenbürgens auf 
verfassungsmässigem Wege zu Beisteuern war in Aussicht ge- 
stellt worden. Im Ganzen war man, wie zu sehen ist, angesichts 
der dringenden Noth in der Wahl der Mittel nicht zu scrupulös. 
Eine principiell nicht unwichtige Concession des Absolutismus 
bestand darin, dass für alle Tilgungsfondsgefälle eine besondere 
Hauptkasse mit getrennter Verwaltung und Verrechnung einge- 
richtet und der Betrag der öffentlich zu verbrennenden Zettel 
amtlich bekannt gemacht werden sollte. Es hat leider eines 
weiteren halben Jahrhunderts bedurft, bis man das damals bereits 
für die Finanzen unentbehrlich gehaltene Princip der Oeffentlich- 
keit und Kontrole endlich entschlossen durchführte. 

In jener ersten, wie in der gegenwärtigen Periode der österr. 
Papiergeldwirthschaft ging es nur stets so leicht anders, als ver- 
sprochen worden. Die zur Herstellung oder Verbesserung der 
Valuten bestimmten Mittel fanden auch jetzt wieder eine andere 
Verwendung und die Ausführung der gefassten Projecte gerieth 
in's Stocken. Diesmal galt es, die Grenzen und damit die strenge 
Neutralität bei dem zwischen Preussen und Frankreich ausge- 
brochenen Kriege zu wahren. Die durch das Pat. vom 20. Aug. 
zur Verminderung der B.-Z. bestimmte Steuer- und Gefällsver- 
mehrung ward, mit Ausnahme des dem bisherigen Zweck bewahrt 
bleibenden Ertrags der Punzirungtaxe, „einstweilen" zur Bestrei- 
tung des ausserordentlichen Militäraufwands verwendet, die An- 
leihe von 75 Mill. ward verschoben und statt ihrer für die Zwecke 
des Heeres eine starke Vermögenssteuer erhoben. (Talent vom 
29. Oct. 1806.) 
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Nach dem Scheitern dieser Pläne war jedenfalls einer der 
letzten günstigen Momente verstrichen, wo zur Heilung des 
Uebels noch etwas Ernstliches hätte geschehen können. Auch 
verstrichen fast zwei Jahre ohne jeden bedeutenderen Versuch 
zur Abhülfe. Der für die Bankozetteltheilungsmünzen eingehende 
Betrag an B.-Z., besonders in kleineren Appoints, sollte einge- 
zogen bleiben (H. D. vom 20. März 1807), aber eine reelle Ver- 
minderung wurde dadurch ja nicht erzielt. Das Patent vom 
23. Juli 1807 verfügte eine neue Emission von B.-Z. an Stelle 
der alten von 1800. Auch diese sollten „wie baares Geld" an- 
genommen werden. Von Heilungsmaassregeln ist nicht einmal 
die Rede. 

Erst das Patent vom 14. Sept. 1808 kommt darauf zurück, 
nachdem inzwischen der Zettelumlauf 500 Mill. und der Curs 
gegen Silber 200 überschritten hatte. „Fest entschlossen, 
hiess es in dem Patente, den Werth der B.-Z. aufrecht 
zu erhalten, ersehne die Regierung den Zeitpunkt, wo dies 
mit aller Beharrlichkeit möglich sei." Einstweilen solle der Werth 
der B.-Z. möglichst gehoben werden. Zu diesem Zwecke 
solle ein 5% Anlehen, mit Aufkündigungsfreiheit Seitens des 
Gläubigers nach kurzen Fristen, gegen Specialhypothek irgend 
eines der böhmisch-deutsch-galizischen Staatsgüter, deren Gesammt- 
werth 100 Mill. überstiege, aufgenommen und die darauf ein- 
gehenden Kapitalien ausschliesslich zur Tilgung der B.-Z. 
der Tilgungskasse überwiesen werden. Allein das Alles wäre 
doch zu geringfügig gewesen, eine Besserung herbeizuführen, 
nun zumal wurde die Sache nicht ausgeführt, als bald darauf der 
neue Krieg ausbrach. Am Schlüsse des Patents hatte die Re- 
gierung hinzugefügt, sie hoffe durch diese Anordnungen zu zeigen, 
wie unbegründet die von Uebelwollenden und Aengstlichen in 
Betreff der B.-Z. verbreiteten Gerüchte seien und wie sehr 
ihre Gesinnung stets dahin gerichtet wäre und immer 
dahin gerichtet sein werde, den Werth dieses 
Creditpapiers aufrecht zu erhalten. Wozu stets so 
gerne solche doch ganz wirkungslose Zusagen, welche bei 
der fast gewiss vorauszusehenden Nichterfüllung hinterher nur 
compromittiren ? 
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Der ruhmvolle, aber wiederum unglückliche Krieg von 1809 
war beendet, er hatte dem Staate einige Provinzen gekostet. 
Das Metallgeld war vollends zu Kriegszwecken aufgebraucht wor- 
den, als die Armee in Baiern stand. Am Beginne des Kriegs ein 
freiwilliges (14. April 1809), nach Beendigung desselben 
ein gezwungenes Anlehen (19. Dec. 1809) mittelst Abliefe- 
rung des entbehrlichen Gold- und Silbergeräths stellte dem 
Staate einen Theil des noch vorhandenen Edelmetalls zur Ver- 
fügung. Der damalige Ertrag der Kirchensilberabliefe- 
r u n g, — denn auch diese war geboten und wurde durch Decret 
vom 26. März 1810 nochmals besonders eingeschärft, weil es 
zur Kunde gekommen, „dass manche Pfarrer in dem Irrwahne 
ständen, als ob die Kirchengefasse nach den kanonischen Satzun- 
gen von Silber sein müssten" ; der Absolutismus genirte sich 
nicht, wie man sieht, wo es seine Interessen gegen die Kirche 
galt — , jener geringe Ertrag zeigt, dass man gewöhnlich die 
Ergiebigkeit einer solchen Zwangsanleihe und die Grösse des 
vorhandenen Silbergeräths der Kirchen überschätzt. Alle diese 
anderweiten Mittel hatten nicht verhindert, dass der grösste Theil 
der Kriegskosten dennoch durch Vermehrung der B.-Z. bestritten 
werden musste, deren Masse nun 800 Mill. überstieg, während 
der Curs unter dem Einflüsse der Verwirrung durch die feind- 
liche Occupation des Landes und der Hauptstadt, der starken 
Contributionszahlungen u. s. w. zwischen 300 und 500 fl. für 
100 fl. Münze schwankte. Das war die Lage der Dinge, als 
man nach dem Friedensschlüsse die Ordnung des Geldwesens 
und der Finanzen in die Hand nahm. In einem zweiten Artikel 
werde ich die damals getroffenen Maassregeln schildern und kriti- 
siren und die weitere Entwicklung der Bankozettelwirthschaft 
darstellen. Bisher hatten weder das Heilkünsteln an den Sympto- 
men, noch die schwachen Versuche auf an sich richtiger Grund- 
lage Etwas zu bessern vermocht. 



